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Ist es zweckmäßig,
für den Kassenvorstand nur ein Exemplar
der Volkstümlichen Zeitschrift zu abonnieren?

Nein, denn jedes Vorstandsmitglied hat

alles Interesse
daran, über die praktischen Fragen auf dem

Gebiete der Arbeiterversicherung, über die

Rechtsprechung laufend unterrichtet zu sein.

Von großem Nutzen
ist deshalb der Abschluß eines Massenabonne¬

ments. Auf je drei abonnierte Exemplare der

Volkstümlichen Zeitschrift gewähren wir als

Vergünstigung ein Freiexemlpar (auf sechs

Exemplare 2, auf neun 3 Freiexemplare usf.).



Geschäftsführer
mittlerer Orts- und Landkrankenkasse,

über 20 Jahre in Sachsen im Fache tätig,

durchaus tüchtig und gesetzeskundig, [

wünschtsich zu verändern
Gefällige Angebote unter C. 1 an die

Geschäftsstelle der Zeitschrift erbeten.

Staatlich geprüfter

Rechnungsbeamter
33 Jahre, energisch, vollkommen vertraut mit der sozialen

Arbeiterversicherung, zzt. Krankenkassenführer größeren

Werkes, sucht zum 1. Januar 1917 Lebensstellung als

Ortskrankenkassenführer. (Land bevorzugt)

Angebote unter J. R. 33 an den Verlag.

Vertragsformulare
zur Anstellung auf Grund der Dienstordnung

Preis pro Stück:

bei Bezug bis 10 Stück 10 Pf.

n n „
50 n

8
,

darüber o
n

hält vorrätig

Verlagsbuchhandlung Carl G ebel

Berlin O 27, Dircksenstraße 4 «•

Der beste Ratgeber für Beruf und Haus ist:

Meyers
Sechste, ganzlich neubearbeitete

und vermehrte Auflage

Grosses Konversations-
a —

20 Halblederbande zu je 10 Mark

oder 20 Prachtbande zu je 12 Mark
Lexikon

Verlag des Bibliographischen Instituts in Leipzig und Wien

ezept-Revision
•owohi auf Richtigkeit der Taxe «vis auch aoi

Zweckmäßigkeit dor Verordnunfftweise übernimmt f1

auf airnnd lang|fihrlger Erfahrungen

Oberapotheker A. Koffka
Leiter des Rezept-PrOfungsbureaus der Allgemeinen

Ortskrankenkasse der Stadt Berlin.

Adresse:

t.Oktober bis 15. Mal Berlin-Wilmersdorf, Kaiserallee 48 a

16. Mal bis 30 September Klefersfelden (Bayern).

Die

Stellennachooeise
des Verbandes

befinden sich:

Zentralstellennachweis:

Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Für die Bezirke:

Baden-Pfalz: Valentin Kober,
Friedrichsfeld i.Baden,Schiller
straße 10.

Hessen-Nassau: Wilhelm Fritsch,
Frankfurt a.M.,Humboldtstr.55.

Nordbayern: Anton Asberger,
Nürnberg, Lobleinstraße 31.

Ostpreußen: F. Kühn, Königs¬
berg i. Pr., Knochenstraße 17.

Sachsen-Anhalt: Carl Joachim,
Magdeburg, Fritz-Reuterstr. 1.

Königreich Sachsen: Marta Bei«

ler, Leipzig, Zeitzer Str. 32 II

(Arbeitersekretariat). Tel. 5697

Württemberg: Paul Dau, Stutt

gart, Schwabstr. 38b III.

Für die Ortsgruppen:
Berlin, Geschäftsstelle: O 27,

Dircksenstr. 4 I, Franz Krüger.
Tel.: Amt Alexander 3170.

Breslau. Adolf Krause, Breslau X,
Kohlenstraße 3.

Chemnitz. Emil Böhme, Haydn
straße 10 p.

Dresden, H. Lehmann, Stern-

platz 7 II, Zimmer 100.

Ettlingen. Carl Stickel, Landolin-

straße 5.

Prankfurt a. N., Wilhelm Fritsch,
Humboldtstraße 55.

Hamburg, Adolf Kühne, Ham¬

merbrookstraße 17. Fernspr.:
Gruppe 4, 7174.

Königsberg I. Pr., Oskar Här¬

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Marta Beiler, Zeitzei

Straße 32 II.

Ludwigsburg, Friedrich Münch

Talstraße 23.

Mannheim, Valentin Kober, Frie

drichsfeld i. Baden, Schiller

straße 10.

Plauen i. V., Richard Scholz

Schildstraße 39 III.

Pforzheim, Hans Vöhringer, Gr

Gerberstraße 21.

Zittau I. Sa., Paul Richter

Theaterstraße 36.

Zwickau I. Sa., Kirchner, Allgem
Ortskrankenkasse.

Wir ersuchen die Kollegen, jede

Ihnen bekannt werdende Vakanz

sofort bei dem nlchsten Nach-

weis zu melden.

MI. Laschniki
Lieferant für Krankenkassen I

Badstraße 42 43. I



olkstümlicheZeitschrift
für praktische Arbeiterversicherung
(Fachblatt der Reichsversicherung)

Organ des Verbandes der Bureauangestellten Deutschlands

Jahrgang Berlin, den 15. August 1916 Nummer 16

halt Wilhelm Otteu. Dia Ausbildung: der Angestellten der Krankenkassen. II. Rechte und Pflichten oder Pflichten

ohne Rechte? — Verwaltung: Reichswochenhilfe für Ehefrauen von Militärgefangenen? — Üeb»*r die Schweige-

der Krankenkassen. — Keine Mitgliederversammlung des Hauptverbandes deutscher Ortskrankenkassen. — Verband

I Url«Krankenkassen der Provinz Pommern. — Tagung des Gesamtverbandes deutscher Krankenkassen. — Zweite Hauiit-

jr«.ainii.lung des Verbandes Westfälischer Krankenkassen. — Verteuerung der Kurkosten. — Eine Anerkennung. — Recht-

[r.«l,ung: Dringender Kall. Darf der Arzt nachträglich seine Gebührenforderung erhöhen? — Die Beitrage sind bis zur

r bewirkten Abmeldung zu zahlen. Verlust der Abmeldung auf der Pott entbindet nicht von der Zahlungspfiicht. -

\>- Kierkur. — Rechtskräftig gewordene Keststellungen sind undabänderlich. — „Vorläufige* oder „Dauer--Rente? Mangelnde
Fähigkeit. — Soziale Chronik: Eine Tagung für Kriegsbeschädigtenfürsorge. — Die Deutsche Vereinigung für Krüppel-

i i ;je. Die praktische Durchführung von Massenspeisungen. Sachleistungen statt Barleistungen für AlkoholkraiiK". —

UM» •ung der Wohnungsnot. - Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten unter den Bergleuten.

ie Ausbildung der Angestellten der Krankenkassen.
Von Wilhelm Otten, Kassenbeamter in CÖln a. Rh.

II.

Zunächst bietet das BGB. eine solche Fülle

bterialf daß eigentlich durch eine besondere

Abhandlung die Beziehungen des BGB. zum Kranken-

>er<nherungsrecht klargestellt werden müßten.

ne Unmenge Paragraphen des Krankenversiche-

hingsredlta lehnen sich an die Bestimmungen
des BOBa an und finden dort ihre Ergänzungen.
nige Andeutungen mögen genügen, um die

Unbestellten von der Wichtigkeit eines solchen

I rsus zu überzeugen, z. B. Aufrechnung der

Beiträge und Leistungen, Auftragslose Geschäfts-

uhrung, Befreiung von Zahlungsvcrbindlich-
len, Dienstvertrag, Erfüllungsort, Ersatzforde¬

rung, Krsatzpflicht, Fahrlässigkeit, Fristbestim-

¦ung, Gesetzliche Vertretung, Grundlose Be-

eicherung, Haftung, Krankengeld und Gehalt,
Ki ?vung des Krankengeldes, Minderjährige, Todes-

lerklärutig, Urkundenfälschung, Verbindlichkeiten,

Verjährung, Widerruf, Willenserklärung usw.

Di* r kleine Hinweis mag genügen, die Ange¬
peilten zu veranlassen, sich mit dieser Materie

Miras zu befreunden.

Die Zivilprozeßordnung birgt in ihrem Para-

|raphenneti auch einiges, wofür sich die Kassen-

ingestellten interessieren dürften. Die gemein-
nen Vorschriften der Reichsversicherungs-

ordnung bestimmen, inwieweit die Ansprüche
Berechtigten übertragen, verpfändet und ge¬

pfändet werden können. Streitigkeiten aus dem

resp. Familienrecht sind nicht selten, und

M kommt schon vor, daß das Krankengeld wegen
her Forderungen gepfändet wird. In diesen

len sind die Bestimmungen der Zivilprozeß-
ng bindend, und der Angestellte hat zu

n, für welche Fälle die Pfändung beschränkt
r unheschränkt vorgenommen werden kann,

johl der Angestellte mangels genügender
Kenntniiee hier Fehler, dann wird der Kassen-

nd ihn rechtlich verantwortlich machen

n.

Die Krankenkassen haben unter ihren Arbeit¬

gehern oft recht faule Zahler, und die Fälle, in

¦per die Kassen zu Zwangsmaßnahmen greifen
müssen, um zu ihrem Gelde zu kommen, sind

nicht selten. Die Bestimmungen der Zivilprozeß¬
ordnung über Arrestanlage, Zwangsvollstreckung,
Offenbarungseid und Haft kommen dann hier zur

Anwendung, und es empfiehlt sich deshalb, daß

die Angestellten sich auch mit dieser Materie

etwras vertraut machen.* (Was für die Ange¬
stellten persönlich besonders wichtig ist: Die

Zivilprozeßordnung in Verbindung mit dem Ge¬

richtsverfassungsgesetz regelt die Zuständigkeit
und die zulässigen Rechtsmittel in Streitsachen

zwischen Angestellten und Krankenkassen.)
Ein weiterer Umstand, wobei die Kranken¬

kassen zu Schaden kommen können, ist die Kon¬

kurserklärung eines Arbeitgebers. Hier kommen

die Bestimmungen der Konkursordnung zur Gel¬

tung, und auch die Krankenkassen haben nach

diesen Bestimmungen ihre Ansprüche beim Kon¬

kursgericht geltend zu machen. Sehr viel brauchen

die Angestellten hier nicht zu studieren, aber

immerhin wird man auch dieses Thema in den

Lehrplan aufnehmen müssen.

Di" Bestimmungen des Strafgesetzbuches
kommen bei der Auslegung, resp. Durchführung
des Krankenversicherungsrechts verschiedentlich

zur Geltung und Anwendung. Das Strafgesetz¬
buch enthält Bestimmungen über die Abgabe von

Arzneien, über Betrug, worunter direkter Betrug,
sowie Verschweigen anderer Bezüge, ferner Simu¬

lation und sogar Überschreiten der Arzneitaxe

durch Apotheker unter Umständen fallen kann.

Auch Verstöße des Arbeitgebers gegen das Melde¬

wesen, vorsätzliche Nicht- oder Falschmeldung
kann als Betrug aufgefaßt werden; ebenfalls kann

ein Arbeitgeber, welcher den von ihm Beschäf¬

tigten Beitragsteile einbehält, der Kasse aber

vorsätzlich vorenthält, wegen Betruges belangt
werden. Das Kapitel Unterschlagung hat auch

schon mancher abgestellte etwas zu spät studiert.

Wird man bei den Prüfungen der Ange¬
stellten auch die Reichsgewerbeordnung zum

Gegenstand der Prüfung machen? Dies dürfte

wohl fraglich sein. Aber die Gewerbeordnung
enthält soviel Bestimmungen, die mit der Reichs¬

versicherungsordnung verwandt sind, daß es sich
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lohnt! \s<-m\ .1 •• Angestellten auch dieses Bu

ner kleinen Durchsicht würdigen« Die Gewerbe¬

ordnung enthalt Bestimmungen über den Vertrieb

n Arzneimitteln, über Schwangere und Wöch¬

nerinnen, über Hausgewerbtreibende und Wander-

srerbtreibendc« Di** Gründe, welche dt-n Ar-

•
• !ht sowie den Arbeitnehmer zur

i um.1 des Arbeitsverhältnisses berechtigen, sind

vi ang< ben, und es könnt«* den Kassenange-
itellten nur dienlich sein, über alle d • Dinge
und speziell über die Arbeiterschutzbestimmungen
durch einen Gewerbegerichtsbeisitzer belehrt zu

v.. ; len«

In direkten Zusammenhang hiermit möchte

uif das Handelsgesetzbuch verweisen. Streitig¬
keiten zwischen Arbeitgebern und Gehilfen im

uifminniecbea Berufe kommen tagtäglich vor,

und von beiden Seiten werden uu Erkrankungs¬
falle dei Gehilfen Ober Entlassungsmoglichkeiten,
Gehaltszahlung, .Vufrcchnung des Krankengelde
am (iehalt alle möglichen Fragen an den Kassen-

j> teilten gestellt. I>i«* diesbezügliche Recht¬

sprechung d^r Kaufmannsgerichte ist nicht ein¬

heitlich und daher herrscht in den beteiligten
Kreisen über diese Dingo ziemlich Unklarheit«

Auch eÜK klein»* Belehrung des Kassenange-
tellten über- die Zuständigkeit dev Gewerbe- und

Kaufmannsgerichte konnte den Angestellten nur

nutzlieh sein.

her von mir hier vorgezeichnete Lehrplan
t das Notwendigste! was jeder Angestellte wissen

muß. Ob man für die Angestellten! denen nach

g :i.VJ Abs. \ RVO. die Beeilte und Pflichten der

gemeindlichen Beamten übertragen sind, die Prü-

I ingen im Sinne dei Gemeindebeamten ausdehnen

wird, dürft«- wohl ZU verneinen sein. Diese An-

gestellten sind keine Gemeindebcamten, sondern

haben nur die Rechte und Pflichten di-v Gemeinde-

beamten; sie werden nicht im Dienste der Ge¬

meinde verwandt und daher darf man wohl an¬

nehmen, daß Ihre .Prüfung nicht in Sinne der
' emeindebeamten gehalten wird«

Ich sage dies mit Absicht, und /war, weil

hierbei an die Ortskrankenkaesc Dresden

denke. Die Allgemeine i taiskrankenkasse Dresden

hatte schon früher eine Prüfungsordnung und,

iriel mir bekannt, diese Prüfungsordnung nach

den Bestimmungen der Reichsversicherungs¬
ordnung übernommen. Ein Sekretär hatte dort

bei der .Prüfung nachzuweisen! dafl er außer- ^e-

nügenden Kenntnissen d*>v ReichsVersicherung
noch Kenntnis der Reichs- und Landesverfassung«
der Gemeindeordnungen, sowie der Reichs- und

1^indeabehördenorganisation, einschliefllich der¬

jenigen dw Gerichte besaß. Das letztere lasse
ich gelten. Die Korderune, dafl drv Sekretär
einer Krankenkasse über die Organisation dw

Gericht*- etwas wissen muß. halte ich für be¬

dingt. Aber Ich frage mich und jeden anderen:

„Was kann es einem Krankeukassenangestellten
,:/r seinen Beruf nutzen, wenn er die Reichs- und

Landesverfassung auswendig kennt? Was haben

Gemeindeordnungen mit seinem Berufe zu tun?"
Der |404 RVo. nach welchem die Gemeinde-
sufsichtsbehörde die geschaftsleitenden Beamten

h Anhören der Kasse als Vollstreckungsbeamte
stellen kann, scheint mir nicht so wichtig, daß

»halb die Angestellten Gemeindeordnungen
studieren sollen. Was der Angestellte von Kom¬
munal, ngelegenheiten wissen muB, wird dun

: .n in Streitsachen mit den Armenvonvaltm
^

beigebracht. Darüber habe ich mich ja sei

beim fünfton Buch«- der Reichsversicherui

ordnung geäußert <>b eingehende Kenntnis i, •

Reichs- und LandesbehönlenorganiMtion es

Schalterbeamten möglich macht, die Anspruch
eines Mitgliedes schneller prüfen zu können •

einen Ersatzanspruch bei einem Unterstützui y

falle xu entdecken! vermag wohl keiner ein;

hen Meines Krachtens soll man von dem

gestellten nichts verlangen! was zu seinem Bei

in keinem Zusammenhange steht. Verlangt
von ihm Kenntnisse außerhalb seines Berufs

gender Dinge, dann müssen die beruflichen Kennt¬

nisse darunter leiden« Ob aber ein Kass

vorstand hieran ein Interesse hat, dürfte d

wohl bezweifelt werden«

Als ein sehr wichtiges Kapitel dürfte ab

die Frage aufgeworfen werden: „Wer wird d.

Kurse als Lehrer übernehmen?" Vorausge>.
daß ein Angestellter die ganze Materie beherrs

und als Lehrer geeignet erseheint, so wäre

doch zu viel venangtt diese nicht gerade ai

nehme Arbeit einen einzelnen aufzubürden ui

dabei von diesen auch noch zu verlangen,

er die ganze Arbeit aus Liebe zur Sache ül

nehmen soll. Gewiß gibt es Angestellte, die dii

als selbstverständlich und aus „Kollegialität" \

langen, aber selbst für eine solche oder ähnii

Sache nicht zu haben wären. Wollen die A

gestellten einen derartig planmäßigen Kur

dann werden sie sich mit der Tatsache befreunde

müssen, auch ihrerseits ein finanzielles Opfer
bringen. Der Lehrer bedarf trotz seines Wissi

Hilfsmittel, Kommentare, und diese werden au-

ihm nicht geschenkt; er muß Fachliteratur abo

nieren und diese Abonnements sind nicht u

entgeltlich«
Ich würde empfehlen, als Dozenten vi

schiedene Personen su nehmen, und zwar Fach¬

leute« Vuv das erste, zweite, fünfte und sech

Buch der (teichsversicheningsordnung komm«

Kassenangestellte In Betracht, für das dritte Bucl

ein Angestellter der Berufsgenossenschaft, .

für das vierte Buch ein Angestellter der \

Sicherungsanstalt Die beiden letzteren könnt«

mangels geeigneter Kräfte durch einen Arbeit

sekretar ersetzt werden. Für das bürgeil
Recht kommt ein Anwaltsangestellter in Betrat

Meines Wissens halten diese unter sich ihnlii

Kurse. Wir in Cöln waren, nebenbei bemerkt

einmal auf dem besten Wege, über das bürgei
liehe Recht von dieser Seite belehrt zu werd<

Mein Aufsatz bezweckt, den Angestellten •

Anregung zu geben, sich für das Kommende iroi

zubereiten und ihnen hierzu ein kleiner w

weiser zu sein. Mögen die Angestellten,
besondere die örtlichen Leitungen des Verban

der- Bureauangestellten! nun ihrerseits die K

organisieren, um dadurch die Angestellten
überzeugen, daß die Bestimmung der Verbal I

Satzung: J:örderung der fachlichen Bildung du

Veranstaltung von Unterrichtskursen und Vortrau

kein leerer Schall, sondern Tatsache ist.

Zum Schluß noch eine Richtigstellung.
meinem ersten Artikel findet sich S. 170, 1. S|
Zeile 45, der Satz: Die Colner Krankenk

haben in drei Wintersemestern usw.; es muß ri

heißen: Die Cölner Krankenkassenangest«
haben usw.

QGC
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Rechte und Pflichten oder Pflichten ohne Rechte?

Ein interessanter Rechtsstreit ist zwischen

Beamten der Allgemeinen Ortskrankenkasse

len Stadtkreis Potsdam und dem Vorstand

r Kasse ausgebrochen, dessen Ausgang von

ipieller Bedeutung für die gesamten deutschen

enbeamten sein dürfte. Die Vorgeschichte

t folgende:
\m 7. November 1914 hatte das Königliche

: versicherungsamt Potsdam acht Beamten der

mnten Kasse unter Bezugnahme auf ein am

chen Tage erlassenes Regulativ die Rechte

Pflichten gemeindlicher Beamten mit Wirkung
1. Dezember 1914 übertragen. Die eit-

henden Bescheide des Oberversicherungs-
sind jedem Beamten im Auftrage des Kassen-

Mt/endcn ordnungsmä3ig ausgehändigt worden.

27« November bezw. 23. Dezember 1914 erhob

Vorstand der Kasse heim Oberversicherungs-

:nt Einspruch gegen das am 7. November 1914

erlassene Regulativ mit der Behauptung, daß er

Krlaß desselben und besonders bei Auf-

ung des Besoldungsplans nicht gehört worden

Das Oberversicherungsamt gab diesem Ein-

h statt. Unter der Begründung, daß sich

trägUch herausgestellt habe, daß die Kasse

i Krlaß des Regulativs nicht gehört worden

insbesondere auch nicht wegen der Gehalts-

änderte das Oberversicherungsamt am

• Dezember 1914 sein am 7. November 1914 er-

ssenes Regulativ dahin ab, daß es die am

November 1914 festgesetzten Gehälter (Gruppe I

(K) 4500, Gruppe II 2000-3600, Gruppe III

3200 und Gruppe IV 1600-2600) auf die

vorher von den Beamten bezogenen Mindest-

el alter des Tarifs, wie sie auch im Besoldungs-

plan der Dienstordnung vorgesehen sind, wieder

tbsetzte. Die Beamten waren nun der An-

sieht, daß diese Herabsetzung der Gehälter nur

für etwaige spätere Anstellungen, nicht aber für

re bereits durch das Regulativ vom 7. November

erworbenen Rechte Geltung haben könne. Sie

•rhoben daher gegen diese rechtlich völlig

inbegründete Herabsetzung ihrer Bezüge auf der

rrundlage eines von der „Arbeiterversorgung" ein-

_

nolten juristischen Gutachtens (Arbeiterver-

rorgung 1915 S. 165) zunächst Beschwerde beim

Minister für Handel und Gewerbe, mit der Bitte,
das am 29. Dezember 1914 erlassene, einen Rechts¬

akt der Regierung darstellende Regulativ unver-

indert und rückwirkend wieder in Kraft setzen

i .vollen. Diesem Antrage konnte der Minister

lerdings nicht entsprechen, denn an sich war

Oberversicherungsamt wohl berechtigt, ein

erlassenes Regulativ abzuändern, es fragte sich

ur, ob es berechtigt war, mit einer solchen

Änderung in bereits erworbene vermögensrecht-
ch€ Ansprüche durch einseitigen Widerruf ein-

eifen. Auf diese Frage gab der Bescheid

preußischen Handelsministers keine Antwort,

es doch in seiner Beschwerde vom 8. Juni

Journ« Nr. III 2427):
.Auf die Eingabe vom 8. Februar d. Js. er¬

lere ich, daß dem Antrage, die Nachtrags¬
immungen vom 29. Dezember v. Js. zu dem

i e dortige allgemeine Ortskrankenkasse er-

en Regulativ als ungültig aufzuheben, nicht

egeben werden kann. Dem Königlichen
<rsicherungsamt steht die Befugnis zu, die

•mnungen des Regulativs im Bedarfsfall ab-

ern. Zu einer Änderung des Regulativs
m vorliegenden Falle hinreichender Anlaß

vor, weil die darin festgesetzten Gehälter über

das Maß dessen hinausgingen, was im Interesse

einer ordnungsmäßigen Verwaltung von der

Krankenkasse gefordert werden muß.

In habe das Königliche Oberversicherungsamt

beauftragt, die Bestimmungen des Regulativs
einer Umarbeitung zu unterziehen und dabei zu

prüfen, ob eine mäßige Erhöhung der in der An¬

ordnung vom 29. Dezember v. Js. festgesetzten
Gehälter geboten erscheint.

Ich gebe anheim, hiervon den Mitunter¬

zeichnern der Eingabe vom 8. Februar d. Js.

Kenntnis zu geben
M

Inzwischen waren auf Anregung des Herrn

Ministers Einigungsverhandlungen zwischen Vor¬

stand und Beamten vor dem Oberversicherungs¬
amt eingeleitet worden, die aber nach der ganzen

Lage der Verhältnisse, trotz eifrigster Bemühungen
des Oberversicherungsamts, zu einem Resultat

nicht führen konnten. Aus den Verhandlungen
selbst entnahmen die Beamten, daß der Herr

Minister nicht geneigt war, in dieser Streitsache

eine prinzipielle Entscheidung zu treffen, daß er

eine solche vielmehr glaubte den ordentlichen

Gerichten überlassen zu sollen. Die Beamten

beschritten denn auch den Rechtsweg. In dem

vor dem Kgl. Landgericht Potsdam angesetzten
Termin erhob jedoch die Kasse den Einwand der

Unzuständigkeit des Rechtsweges, da nach § 29

des in bezug genommenen Regulativs für Streitig¬

keiten aus dem Dienstverhältnis der § 358 RVO.

gilt. Im Interesse einer beschleunigten Recht¬

sprechung glaubten die Beamten von einem neuen

Streit über die Zuständigkeit oder Unzuständig¬
keit des Verfahrens absehen zu sollen, sie ließen

die Rechtsgültigkeit des § 29 des Regulativs zu¬

nächst dahingestellt sein und stellten beim Ver¬

sicherungsamt Potsdam einen Antrag auf Be¬

schlußfassung gemäß § 358 RVO. Diesen Antrag

lehnte das Versicherungsamt in einer Vor¬

entscheidung vom 13. November 1915 Tageb.
Nr. V II 40/11 — wie folgt ab:

„Der von den Beamten der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse für den Stadtkreis Potsdam auf

Grund des § 29 des Regulativs vom 7. November

1914 gestellte Antrag auf Beschlußfassung gemäß

§ 358 RVO. wird hiermit abgelehnt.
Gründe: Für die Kassenbeamten gilt der

§ 358 RVO., wonach bei Streitigkeiten aus dem

Dienstverhältnis das Versicherungsamt (Beschluß¬
ausschuß und in letzter Instanz das Oberversiche¬

rungsamt (Beschlußkammer) zuständig sind, nicht.

Der § 358 schließt die Kassenbeamten ausdrück¬

lich aus. Diesen steht, worüber die Kommentare

keinen Zweifel lassen, in vermögensrechtlichen
Streitigkeiten der Klageweg bei den ordentlichen

Gerichten offen, ohne Rücksicht auf den § 858

und dessen Voraussetzungen. Der § 29 des

Regulativs würde aber den Beamten diesen Weg

entziehen und sie in dieser Beziehung in ihren

Rechten verkürzen. Eine durch Reichsgesetz fest¬

gelegte Vorschrift kann nicht durch Regulativ¬

bestimmung zu Ungunsten derjenigen geändert
werden, für die das Gesetz ausdrückliche Be¬

stimmungen trifft.44

Um in der Sache selbst eine Kntscheidung

herbeiführen zu können, legten die Beamten

gegen diese Vorentscheidung am 20. November
#

1915 Beschwerde beim Oberversicherungsamt ein,

das denn auch in seiner Sitzung vom 30. Dezember

1915 die Vorentscheidung des Versicherungsamts
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aufhob und dasselbe anwies, gernaß $ 358 RVO.

Kntscheidung zu treffen« Das Oberversicherungs-

it begründete seine am 30. Dezember 1916 ge¬

ilte Entscheidung (BK. IV 18. 15) wie folgt:

„Gegen die vorbezeichnete Vorentscheidung,

auf welche verwiesen wird, haben die Beamten

r Allgemeinen Ortskrankenkasse für den Stadt¬

kreis Potsdam rechtzeitig Beschwerde erhoben.

Der Beschwerde war stattzugeben. Richtig ist,

daß auf die Beamten an sich § 358 RVO. nicht

Anwendung findet. Für die Beamten der All¬

gemeinen Ortskrankenkasse in Potsdam ist aber

unter dem 7. November 1914 ein Regulativ er-

lasten worden welches ausdrücklich die Be-

tirnrnung enthalt, daß in Streifällen | 358 RVO.

zur Anwendung gelangen soll. Zum Erlaß dieses

Regulativs war nach der ausdrücklichen Be¬

stimmung des Ministerialerlasses vom 18. Februar

1914 (HMBI. S. 79) das Oberversicherungsamt be¬

fugt. Letzteres war daher auch befugt, das Ver¬

fahren bei Streitigkeiten SO zu ordnen, wie im

868 RVO angegeben. Daß durch diese Regelung
des Verfahrens, wie die Vorentscheidung annimmt,

die Beamten in ihren Rechten verkürzt werden,

erscheint nicht zutreffend Die Vorschrift, daß

bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten zunächst

die beteiligten Verwaltungsbehörden, nicht die

Gerichte zu entscheiden haben, finden sich im

Beamtenrecht allgemein und stellt sich nicht als

• i e Verkürzung, sondern als eine Verbesserung
der Rechte der Beamten dar. Denn den Beamten

wird dadurch gewahrleistet, daß sachverständige
Instanzen zunächst ihre Ansprüche zu prüfen
haben. Dadurch werden sich sehr oft ohne

weiteres die Ansprüche erledigen. Hierin kann

allerdings in einzelnen Fällen eine Verzögerung
der Entscheidung liegen, in den meisten Fällen

wird aber das Verfahren für die Beamten vorteil¬

haft sein, umsomehr, als die Entscheidung im

Verwaltungswege unentgeltlich ist. Hiernach war,

wie geschehen, zu entscheiden.'*

Nunmehr fällte das Versicherungsamt an

20. Januar d. Js. — Nr. V II 80 1 folgende neue

Vorentscheidung:
„In der Streitsache der Beamten der all¬

gemeinen Ortskrankenkasse für den Stadtkreis

Potsdam gegen die Allgemeine Ortskrankenkasse

für den Stadtkreis Potsdam wegen Streitigkeiten
aus dem Dienstverhältnis wird gemäß § 1657 RVO.

folgende Vorentscheidung getroffen:
Die Beamten der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse, denen durch Bescheid des Königlichen
Oberversicherungsamts vom 7. November 1914

Oberversicherungsamt 2462 - die Rechte und

Pflichten gemeindlicher Beamten vom 1. Dezember

1914 ab übertragen sind, werden hinsichtlich ihrer

in den |§ 3 und 10 des Regulativs vom 7. No¬

vember 1914 festgesetzten Gehaltsbezüge durch

die zu diesen Bestimmungen ergangene abändernde

Verfügung des Königlichen Oberversicherungs-
a.nts vorn 9. Dezember 1914 Oberversicherungs-
arnt 8879 nicht betroffen.

Es kann nicht zweifelhaft sein, daß das

Regulativ vom 7. November 1914 auf der Grund¬

lage des Ministerialerlasses vom 18. Februar 1914

/u Recht ergangen ist. Insbesondere war zum

rechtsgültigen Erlaß des Regulativs die vorherige
Anhörung des Kassenvorstandes bei der Pest¬

setzung der Gehaltsbezüge nicht erforderlich.

Wie au.; dem Erlaß der .Minister für Handel und

werbe sowie für Landwirtschaft, Domänen und

ten vom 22. Mai 1914 (HMBI. S. 264) hervor-

ht, ist aas gutachtliche Anhören der Ka.ssen-

gane lediglich in das Ermessen des Königlichen

Oberversicherungsamts gestellt. Dieses hat indes

vor Erlaß des Regulativs vom 7. November 19H

von dieser Befugnis mit Rücksicht auf die Be

soldungsverhältnisse keinen Gebrauch gemacht

und das Versicherungsamt erst nach der Be¬

schwerde des Kassenvorstandes vom 27. Novemh» r

1914 mit dessen Anhörung zur Gehaltsfrage

auftragt, die sodann in der Sitzung vom 16. De

zember 1914 erfolgt ist. Zwar steht nach e

Bescheide des Ministers für Handel und Gewerbe

vom 8. Juni 1915 dem Königlichen Oberversiehe.

rungsamt die Befugnis zu, die Bestimmungen des

Regulativs im Bedarfsfalle abzuändern. Die Aus¬

übung dieser Befugnis darf indes nicht zur Folge
haben, daß dadurch in bereits begründete ver¬

mögensrechtliche Ansprüche eingegriffen und

wohlerworbene Rechte geschmälert werden. Das

wäre aber hier der Fall, wollte man den Ab«

änderungen der §§ 3 und 10 des Regulativs auch

für die bereits bei dessen Erlaß vorhandener)

oben genannten Kassenangestellten Geltung hei

messen. Diese Angestellten haben durch die

Bescheide des Königlichen Oberversicherungsan
vom 7. November 1914 — Oberversicherungsamt
2452 — die Rechte und Pflichten gemeindlicher
Beamten unter ausdrücklicher Bezugnahme auf das

am 7. November 1914 erlassene Regulativ erlangt
und damit auch die aus dem Besoldungsplan (§ II

sich ergebenden Gehaltsansprüche erworben. Die

Rechtsgültigkeit dieser Bescheide kann im Hin¬

blick auf die §§ 359 Abs. 4, 110 RVO. in Verbindung
mit dem Ministerialerlaß vom 18 Februar 1914

keinem Zweifel unterliegen. Wenn es auch als

rechtlich zulässig erachtet werden dürfte, daß im

Regulativ enthaltene Verwaltungs- und Dienst¬

vorschriften allgemeiner Art durch die zuständige
Veiwaltungsbehörde mit Wirkung für das gesamt-
bereits vorhandene Angestelltenpersonal ab

geändert werden, so erscheint doch eine Ab

änderung von Vorschriften ausgeschlossen, die

zugleich mit anderen hinzugetretenen recht¬

gültigen Verwaltungsakten bereits vermögens¬
rechtliche Ansprüche einzelner Personen begrüne!» I

haben. Die finanzielle Leistungsfähigkeit der

Kasse, die im Regulativ vom 7. November 1911

ursprünglich vorgesehenen Gehälter zu tragen,
ist auf Ersuchen des Königlichen Oberversich*

rungsamtes wiederholt geprüft worden (Berichte
vom 2. Oktober 1914 und vom 23. März 1915) und

gibt auch jetzt nach erneuter Prüfung zu Be¬

denken keinen Anlaß.

Hiernach richtet sich die getroffene Vorent¬

scheidung."
Gegen diese Vorentscheidung legte die Kai

das Rechtsmittel der Beschwerde beim Ob»

versiehe! ungsamt ein und dieses beschloß in

seiner Sitzung vom 13. Mai d. Js. Abgabe d( i

Sache an das Reiehsversicherungsamt untei

folgender Begründung:
„Gegen die vorbezeichnete Vorentscheidung,

auf deren Inhalt Bezug genommen wird, hat dh

Kasse Beschwerde eingelegt und Aufhebung d<

Vorentscheidung beantragt. Die Gegenpartei I

Abweisung der Beschwerde beantragt. Auf i

Parteischriften, sowie auf die vom Versicherung
amt vorgelegten Akten wird verwiesen. Es *

wie geschehen, zu entscheiden. Nach dem Mit

sterialerlafl vom 8. Juni 1915 III. 2427 ist

Oberversicherungsamt befugt, die Bestimmung
des Regulativs im Bedarfsfall abzuändern. 1

ein Bedarfsfall zur .Abänderung des Regula!
vom 7. November 1914 vorlag, hat der H<

Ministers in dem gleichen Erlaß anerkannt. I

Vorinstanz nimmt nun an, daß es zwar zul
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{\}e im Regulativ enthaltenen Verwaltungs-
uml Dienstvorschriften allgemeiner Art mit

Wirkung für das bereits vorhandene Angestellten-
onal abzuändern. Es sei jedoch eine Ab-

rung von Vorschriften ausgeschlossen, die

eich mit anderen hinzugetretenen rechts¬

te _en Verwaltungsakten vermögensrechtliche
Ansprüche begründet haben. Dieser Ansicht ver-

re das Oberversicherungsamt nicht beizu-

treien. Es hat dabei erwogen, daß sich das

ilativ als ein einhekliches Ganzes darstellt,
welchem sich Verwaltungs- und Dienst-

hriften allgemeiner Art nicht von den be¬

sonderen Vorschriften über vermögensrechtliche
.prüche trennen lassen. Wollte man aber an-

men, daß ein derartiges Regulativ unabänder-

sei, so würde man den Kassenbeamten ein

Recht einräumen, welches keine andere Beamten-

klasse besitzt und welches praktisch zu unerträg-
lichen Zuständen führen könnte. Wenn daher

durch den Erlaß vom 18. Februar 1914 III (HMBI.
S. 7(J) dem Oberversicherungsamt das Recht ge¬

ben ist, die dienstlichen Verhältnisse der mit

inteneigenschaft ausgestatteten Kassenbeamten

für jede Kasse durch ein Regulativ zu ordnen,
*o umfaßt dieses Recht offenbar auch die Befugnis,
das Regulativ jederzeit d^m Bedürfnis entsprechend
ibzuindern« Das hat eben der Herr Minister in

.lern Erlaß vom 8. Juni 1915 ausdrücklich bestätigt
und sein Erlaß ist um so mehr von Bedeutung,
als in der Begründung zur Reichsversicherungs-
ordnung (S. 210) der Landesregierung ausdrück¬

lich überlassen ist, wie die Rechte und Pflichten

im einzelnen den Beamten zu übertragen sind.

Zuzugeben ist, daß bei anderen Beamtenklassen

regelmäßig eine Abänderung der bei der An¬

stellung erworbenen Vermögensrechte, nament-

der Gehaltsansprüche, durch Anordnung des

Staates bezw. der Gemeinde, welche die Beamten

angestellt hat, nicht zulässig ist. Allein auch bei

. Kassenbeamten ist zu beachten, daß die Kasse

leibst, die die Beamten angestellt hat, die Rechte,
die den Beamten nach dem Regulativ zustehen,
nicht abändern darf. Dagegen nimmt das Ober¬

versicherungsamt gegenüber den Kassenbeamten

auf Grund des Erlasses vom 18. Februar 1914 eine

ähnliche Stellung ein, wie der Gesetzgeber gegen¬
über anderen Beamtenklassen. Durch Gesetz

können aber zweifellos auch bereits erworbene

Gehaltaanaprüche der staatlichen oder gemeind¬
lichen Beamten abgeändert werden, das Regulativ
steht in dieser Hinsicht dem Gesetz gleich. Hier¬

nach war das Oberversicherungsamt befugt, die

timmungen des Regulativs vom 7. November

1914 durch die Verfügung vom 29. Dezember 1914
' »er versicherungsamt 2879) abzuändern.

Dieser Abänderung kann allerdings rück¬

wirkende Kraft nicht beigemessen werden, der

Anspruch der Beamten erscheint daher insoweit

berechtigt, als es sich um die Zahlung des Ge¬

habes für die Zeit vom 8. November 1914 bis zum

30. Dezember 1914 (§ 124 Abs. 1 RVO.) handelt.

Mit dieser Maßgabe würde nach Ansicht des Ober-

H herungsamts die Besehwerde der Beamten

abzuweisen sein.

Das Oberversicherungsamt hat über die Ab¬

gabe dev Sache an das Reiehsversicherungsamt
be- blossen, weil es sich um eine noch nicht

estellte Auslegung gesetzlicher Vorschriften

grundsätzlicher Bedeutung handelt. Die

melle Voraussetzung für die Abgabe liegt in-

n vor, als in § 358 Abs. 1 RVO., welcher bei

hier vorliegenden Streit gemäß § 29 des

ulativs Anwendung findet, ausdrücklich die

Entscheidung des Oberversicherungsamtes als

endgültig bezeichnet ist. Zwar ist nach § 358

Abs. 3 RVO. bei vermögensrechtlichen Ansprüchen
gegen die Entscheidung des Oberversicherungs¬
amtes noch die Klage bei den ordentlichen Ge¬

richten zulässig. Gleichwohl muß in einem solchen

Fall die Entscheidung des Oberversicherungs¬
amtes als endgültig gelten. Denn endgültig ist

sie insofern, als in dem Verfahren nach der Reichs¬

versicherungsordnung weitere Rechtsmittel nicht

mehr zulässig sind. Im übrigen wird es Sache des

Reichsversicherungsamtes sein, gegebenenfalls
auch hierüber Entscheidung zu treffen.

Es war, wie geschehen, zu beschließen."

So stehen die Dinge augenblicklich. Das

Oberversicherungsamt ist von seinem einmal ein¬

genommenen ^Standpunkt nicht abgegangen. Es

beruft sich dafür, daß es befugt sei, jederzeit ein

erlassenes Regulativ abzuändern, mehrfach auf

den Erlaß des Ministers vom 8. Juni 1915. Es sei

daher nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen,
daß die Beamten niemals die Befugnis des Ober¬

versicherungsamts zu solchen Änderungen an

sich bestritten haben. Bestritten wird lediglich,
daß das Oberversicherungsamt befugt war, durch

seine am 29. Dezember 1914 vorgenommene Re¬

gulativänderung in die schon erworbenen Gehalts¬

ansprüche der Beamten einzugreifen. Auf diese

strittige Frage geht aber der Bescheid des Ministers,
wie schon am Anfang ausgeführt wurde, gar
nicht ein.

Nach Absatz 5 des Erlasses vom 18. Februar

1914 sind die den Beamten zu gewährenden Be¬

züge genau „festzulegen". Nichtsdestoweniger steht

das Oberversicherungsamt auf dem Standpunkt,
daß es jederzeit befugt sei, bereits erworbene

Gehaltsansprüche „dem Bedürfnis entsprechend",
herabzusetzen. Wann ein derartiges Bedürfnis

vorliegt, sagt das Oberversicherungsamt in seiner

Entscheidung nicht. Wie aus der Entscheidung
des Versicherungsamts vom 20. Januar d. Js. her¬

vorgeht, hat dasselbe auf Veranlassung des Ober¬

versicherungsamts die finanzielle Lage der Kasse

mehrmals, zuletzt noch vor seiner Entscheidung,
eingehend geprüft und zu irgend welchen Be¬

denken keinen Anlaß gefunden. Der Geschäfts¬

bericht der Kasse für das Geschäftsjahr 1914, der

dem Oberversicherungsamt seinerzeit vorlag,
zeigte bei einer durchschnittlichen Jahresausgabe
von 300500 Mk. eine Zunahme des Kassenvermögens
um 71000 Mk., ein Anwachsen der Rücklage auf

360000 Mk., das sind zirka 60000 Mk. mehr, als

gesetzlich erforderlich, an. Trotz dieser glänzenden
Lage der Kasse und obgleich die persönlichen
Verwaltungskosten der Kasse, die 1914 2,29 Mk.

pro Mitglied betrugen, durch die Zahlung der

höheren Gehaltssätze nur eine Erhöhung von

0,20 Mk. pro Jahr und Mitglied erfordert hätten,
erachtete das Oberversicherungsamt „ein Bedürfnis"
zur Schmälerung erworbener Vermögensrechte
als vorliegend. Wie verträgt sich nun der vom

Oberversicherungsamt vertretene Standpunkt mit

den den Kassenbeamten übertragenen Rechten

der gemeindlichen Beamten ? Haben jene nicht

wie diese ein Recht auf gesicherte Existenz¬

bedingungen ? Allerdings, sagt das Oberversiche¬

rungsamt, bei den Staats- oder Gemeindebeamten

ist eine Abänderung ihrer erworbenen Vermögens¬
rechte, namentlich der Gehaltsansprüche, nicht

zulässig, aber durch ein Gesetz „konnten44 un¬

zweifelhaft auch bereit erworbene Gehalts¬

ansprüche dieser Beamten herabgesetzt werden,
und da nach Meinung des Königlichen Ober¬

versicherungsamts, den Kassenbeamten gegenüber
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die Stelle de> Gesetzgebers einnehme, so ist er

ich seinem Dafürhalten berechtigt, auch bereits

erworbene Vermögensrechte dieser Beamten „dem

Bedürfnis entsprechend** abzuändern. Ob diese

Auffassung mit den gewordenen Verhältnissen

eines Rechtsstaats in Einklang zu bringen ist,

steht denn doch sehr dahin.' Sollte diese Auf

fassung des Oberversicherungsamts Recht werden,

so erscheint die vielgepriesene Beamteneigen-

BChaft in einem noch besseren Lichte als bisher.

An die Stelle erhoffter größerer Rechtssicherheit

auf der Grundlage bestehender Gesetze, tritt dann

die nackte Willkur. Die Gehälter werden alsdann

festgesetzt, bald so, bald so, je nachdem wie es

trifft. Würde diese Rechtsanschauung des Ober-

rsicherungsamts die maßgebende werden, so

wäre es um die Zukunft der Kassenbeamten

traurig bestellt. Wenn ein Oberversicherungs¬

amt von den „Rechten" der Kassenbeamten schon

eine derartige Auffassung hat, so läßt das einen

Schluß zu, welche Auffassung bezüglich der

Pflichten der Beamten eventuell einmal geltend

gemacht werden können. Wie die Dinge liegen.
wird es zunächst Aufgabe des Reichversichcrungs-
amts sein, in die verfahrene Situation Klarheit zu

bringen.
So bedauerlich der zwischen den Beamten

und ihrer Kasse entstandene Streit an sich viel¬

leicht ist, so muß doch im Hinblick auf die

prinzipielle Bedeutung dieses Falles gewünscht
werden, daß die hier zutage getretenen verschieden

artigen Rechtsanschauungen von der Recht¬

sprechung einmal gründlich geklärt und der Be¬

griff Rechte und Pflichten gemeindlicher Beamten

von berufener Stelle eingehend und restlos er-

läutert werde. Jedenfalls haben auch die Kasser;-

verwaltungen ein eminentes Interesse an der

Lösung der aufgeworfenen Streitfrage.

Verwaltung.
Reichswochenhilfe für Ehefrauen von Militär¬

gefangenen? Ein Bescheid des Reichsamts des

Innern an die Allgem. OKK. Hannover vom

7. Juni d. J. spricht sich hierüber wie folgt aus:

»Ober die gestellte Frage haben im Streit¬

falle die gesetzlich zuständigen Spruchinstanzen
zu entscheiden* Ich kann mich daher nur mit

dorn sieb hieraus ergebenden Vorbehalt dazu

äußern:

Der Absicht der Bundesratsverordnung vom

3. Dezember 1914 würde meines Eraehtens die

Gewährung der Wochenhilfe im vorliegenden Falle

rocht entsprechen. Wenn der Wortlaut des § 1

daselbst besagt, daß die Unterstützung auch den¬

jenigen zu gewähren ist. welche» an der Weiter¬

leistung der Kriegsdienste durch Gefangennahme
verhindert sind, so sind damit offenbar diejenigen

Kriegsteilnehmer gemeint, welche in feindliche

Gefangenschaft geraten sind oder auch im neu¬

tralen Auslande interniert werden. Die Gewäh¬

rung der außerordentlichen Unterstützung auch

an solche Personen, weiche den Kriegsdienst
infolge einer Strafhaft nicht weiter fortsetzen

können, wurde des inneren Qruades entbehren«
Im vorliegenden Falle kommt hinzu, dafl die Fort¬

setzung der Kriegsteilnahme nicht durch die Oe-

fangensetzung, sondern durch die Fahnenflucht

verhindert worden ist, und dafl die Gefangen¬
nahme nicht eine Folge» des Kriegsdienstes, son¬

dern die Folge einer Fahnenflucht, also gerade
eme Nichtleistung des Kriegsdienstes ist.44

Ober die Schweigepflicht der Krankenkassen

hat sich das Reiehsversicherungsamt in einem

neuerlichen Rundschreiben vom ü*. Juni 1916

(II. 3747) wie folgt ausgesprochen
„An die Beratung des Entwurfs eines Gesetzes

betreffend die Altersrente und die Waisenrente

in der Invalidenversicherung in der Kommission

des Reichstags hat sich eine Aussprache über die

Tragweite des J; 141 der Reichsversk herungsord-

nung und des | 300 des Strafgesetzbuchs vom

Standpunkte der Bekämpfung der Geschlechts«
krankheiten angeschlossen (zu vergleichen die An¬

lage II der Reichstagsdrucksache Nr. 347, 13. Legis-
latur-Periode, II Session 1913 14). Dabei führte

ein Vertreter der verbündeten Regierungen aus,

«laß täglich von Ärzten zahlreiche Mitteilungen
über Erkrankungen der Versicherten an Organe
der beteiligten Versicherungsträger gemacht
wurden, die, wenn in angemessener Weise er¬

stattet, nicht als unbefugt im Sinne des § 300

gelten könnten. Diese Auffassung habe eine

Stütze in der Rechtsprechung des Reichsgerichts
(zu vergleichen die Entscheidungen in Strafsache-!

Band 38 Seite 62 und die Entscheidungen in Zivil¬

sachen Band 53 Seite 315). Auf dem gleichen
Standpunkt stehe die nachfolgende Begründung,
zum § 268 des Entwurfs eines neuen Strafgesetz
buchs: „Auch dann wenn das Schweigen im all¬

gemeinen Staatsinteresse gebrochen wird, etwa

zur Verhütung der sonst drohenden Verbreitun

von ansteckenden Krankheiten, kann von einem

unbefugten Handeln nicht die Rede sein.44 Hier

nach würde nicht angenommen werden können,
daß ein Arzt seine Pflichten verletze, wenn er

dem zuständigen Versicherungsträger von Fällen

beobachteter Geschlechtskrankheiten Kenntni

gäbe. Davon sind Reiehsversicherungsamt und

Versicherungsanstalten gleichfalls bisher aus¬

gegangen. Auch hinsichtlich des § 141 der Reichs

versicherun^sordnung trat der Vertreter der ver

bündeten Regierungen der Auslegung bei, die

das Reiehsversicherungsamt dieser Vorschrift in

dem Bescheide vom 8. März 1916 II 2675 — (zu

vergleichen Bescheid 2200 Amtliche Nachricht« .

des R. V. A. 1915 Seite 492 — s. a. Volkstum!.

Zeitschr. S. 139, Jahrg. 1916—) gegeben hat. Von

anderen Kommissionsmitgliedern wurde auf die

Wichtigkeit der vorliegenden Frage mit Nachdruck

hingewiesen. Die Geschlechtskrankheiten seien

eine große Gefahr für die Volksgesundheit. Es

mochte daher die Auffassung der Regierung durch

die Presse und die Krankenkassen bekannt er¬

geben werden. Der Meinung eines Kommission-

mitgliedes, daß ohne Zustimmung des Kranken

Mitteilungen nicht erfolgen dürften, wurde mit

dem Hinweis widersprochen, daß höhere Interes

auf dem Spiele ständen und das Interesse de

Einzelnen zurückzutreten habe.

Das Ergebnis dieser Aussprache wird für d

Verhandlungen mit den Krankenkassen und d< i

Ärzteschaft über die Einrichtung der Beratung

stellen von Wert sein. Ergänzend sei noch dar.

hingewiesen, daß die zur Beratung des Vorent-
wurfs eines Strafgesetzbuches eingesetzte K

missiori zu dem dem § 300 des geltenden Sti

gesetzbuches entsprechenden §268 des Entwui
einen Zusatz beschlossen hat, wonach die Ha

lung straflos ist, wenn die Offenbarung t

Wahrung berechtigter privater oder öffentlu
Interessen erforderlich war, vorausgesetzt, da
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sich gegenüberstehenden Interessen pflicht-

ßig berücksichtigt worden sind (zu vergleichen

Ebermayer, der Entwurf eines Deutschen Straf-

tzbuches. Berlin 1914, Verlag von Otto Lieb-

•in).44

Der Hauptverband deutscher Ortskranken¬

kassen nimmt auch in diesem Jahre davon Ab-

id, eine Mitgliederversammlung abzuhalten.

Statt dessen beruft er eine Verhandlung von Ver¬

tretern der Unterverbände zum 18. September 1916

in liisenach, Hotel „Waldhaus", Stadtpark 11, vor¬

mittags 9 Uhr, ein. Die vorläufige Tagesordnung
Leitet: 1. Geschäftsbericht. 2. Stand der Arzt-

3. Verwendung von Kassenmitteln und

ernahme von Aufgaben der Kassenverbände

durch Kassenvereinigungen. 4. Das Verhältnis

des Hauptverbandes zu seinen Unterverbänden.

5, Errichtung einer Prüfungsstelle für die Ge-

schäftsführnng der Krankenkassen. 6. Mitwirkung
der Krankenkassen bei der Bekämpfung von Volks-

Krankheiten. 7. Förderung des Kleinwohnungs-
ies durch die Krankenkassen. 8. Mitteilungen.

Verband der Ortskrankenkassen der Provinz

Pommern. Am 23. Juli d. J. versammelten sich

in Stettin die Vertreter der Ortskrankenkassen

P inmerns, um sich zu einem Verbände zusammen-

zuschließen. 35 Kassen mit 90 000 Mitgliedern
hatten 63 Vertreter entsandt. Landtagsabgeord-
uv Fräßdorf hielt einen Vortrag, in dem er

die Aufgaben der Krankenkassen in und nach

dem Krieg in großen Zügen behandelte. Die Ein¬

wirkung des Krieges auf die Kassen habe sich

nicht so gezeigt, wie man befürchtet, die Zahl

i\^v Arbeitsunfähigen habe abgenommen, und viele

Kassen haben infolge der lebhaften Beschäftigung
in der Kriegsindustrie große Überschüsse erzielt,

empfiehlt den letzteren Kassen, infolge der

I euerung die Mehrleistungen wieder einzuführen,

damit den kranken Mitgliedern die Möglichkeit
einer besseren Ernährung gegeben sei. Die

Kriegsbeschädigten Mitglieder, die der Fürsorge
dl i Kasse bedürfen, müßten der Militärbehörde

iter gemeldet werden, damit die Kassen ihre

itzansprÜcbe geltend machen können. Die

Kuegswochenhilfe muß auch nach dem Kriege
erhalten werden; in dieser Richtung hin erwachsen

den Kassen große Aufgaben. Zur Bekämpfung
der Syphilis, Tuberkulose und Alkoholismus

müssen die Kassen Mittel in den Haushaltsplan
teilen. Die Abstimmung ergab die Zustimmung

¦ältlicher Vertreter zu der Gründung eines Ver¬

bandes der Ortskrankenkassen Pommerns. Die

"folgende Beratung der Satzung des neuen

Verbandes ergab mit einigen Abänderungen
• n einstimmige Annahme.

Der Gesamtverband deutscher Kranken¬

kassen tagte am 26. und 27. Juni in Berlin. Der

Käme führt insofern irre, als bei weitem nicht die

gesamten deutschen Krankenkassen diesem Ver¬

sande angehören und ihm auch nicht in der Zu-

nft angehören werden. Nach dem vom Geschäfts-

rer, Reichstagsabgeordneten Becker-Steglitz,
tatteten Geschäftsbericht gehören dem Ver¬

bände auch nur 430 Land- und Ortskrankenkassen

\uf der Tagung waren das Kriegsministerium,
Keichsversicherungsamt und das Oberversiche-

ninysamt Groß-Berlin vertreten. Ferner wohnten

ragung bei Vertreter der dem Verbände an-

lossenen Kassen der christlichen Gewerk-

iften und der Hirsch-Dunckerschen Gewerk-

ven ine,

»>en ersten Vortrag hielt der Verwaltungs-
tor Meyer-Essen über „die Arzneiversorgung*.

In der einstimmig gefaßten Entschließung wird

eine gründliche Änderung der Arzneiversorgung
der Kassenmitglieder verlangt. Dazu sei not¬

wendig: eine eingehende Zusammenarbeit zwischen

Ärzteschaft und Kassenvorständen, ferner eine

fabrikmäßige Herstellung häufig verordneter

Arzneien und andererseits Ablehnung von Arznei¬

mitteln, die unter Aufwendung hoher Reklame¬

kosten in den Handel kommen. Im übrigen dürfe

aber den Kassenärzten in der Verordnung von

Arzneimitteln keinerlei Beschränkung auferlegt
werden. Mit Nachdruck solle dahin gewirkt
werden, daß Spiritus zur Herstellung von Arznei¬

mitteln von der Steuer befreit wird. Reichstags¬

abgeordneter ßec#«?r-Steglitz berichtete über „das

Berliner Arzteabkommen". Nach seinen Mitteilungen
sollen sich die Schiedsämter in ihren Entschei¬

dungen mit dem sogenannten Berliner Ärzte¬

abkommen vielfach in Widerspruch gesetzt haben.

Deshalb wird die Errichtung eines Zentralschieds¬

amtes für das gesamte Reichsgebiet gewünscht, zu

dem das Reiehsversicherungsamt Beisitzer stellen

soll, die der Staatssekretär des Innern ernennt.

Greve von der Allgemeinen Ortskrankenkasse in

Essen beleuchtete das Verhältnis der Zwangs¬
kassen zu den Ersatjkassen und befürwortete eine

Beseitigung der letzteren. Den letzten Vortrag
des ersten Verhandlungstages hielt Rechtsanwalt

Habereder, Vorsitzender des Bayerischen Kranken¬

kassenverbandes (Passau), über „die Einstellung

Kriegsbeschädigter bei den Krankenkassen".

Am zweiten Verhandlungstage nielt der Ge¬

schäftsführer Reifenrath-Gelsenkirchen einen Vor¬

trag über „Ersatzansprüche der Krankenkassen für

Aufwendungen an Kriegsbeschädigte". Er befür¬

wortete, daß das Reich den Kassen Ersatz leiste

für die Behandlung der kriegsbeschädigten
Krankenkassenmitglieder, da die Mittel der Kassen

zur Tragung der Lasten nicht ausreichten. Zur

Frage der Entsdiädigung der Krankenkassen seitens

der Landesversicherungsanstalten für die Beitrags¬

einziehung und den Kartenumtausch äußerte der

Geschäftsführer Eickhoff von der Allgemeinen
Ortskrankenkasse in Bonn seine Wünsche. Be¬

sondere Aufmerksamkeit erregten die Ausfüh¬

rungen des Professors Dr. Blaschko-BevYm über

„die Mitwirkung der Krankenkassen im Kampfe

gegen die Geschlechtskrankheiten". Den Schluß¬

vortrag hielt das Vorstandsmitglied des Gesamtver¬

bandes, Volksbureauvorsteher Dieck-M.-Gladbach,

über „Vorschläge zur Änderung der Reichsversiche¬

rungsordnung". Der Vorsitzende teilte dann noch

mit, daß ein Bericht über die gesamten Verhand¬

lungen demnächst veröffentlicht werden soll.

Damit fand die Tagung ihr Ende.

Der Verband Westfälischer Krankenkassen

(Unterverband des Gesamtverbandes deutscher

Krankenkassen) hielt am 30. Juli in Hagen seine

zweite Hauptversammlung ab. Die Zahl der dem

Westfälischen Verbände angeschlossenen Kassen

beträgt heute 77 mit rund 137 000 Mitgliedern.

Als Ehrengäste waren erschienen die Vorsitzenden

der Oberversicherungsämter Arnsberg und Dort¬

mund und der Bürgermeister Wortmann-Hagen

als Vertreter des Oberbürgermeisters Cuno. Nach

Erstattung des Geschäftsberichts, der Rechnungs¬

lage und Erledigung der Wahlen der Kassen¬

revisoren und der Ergänzungswahlen zum Vor¬

stande wurde Münster als nächster Tagungsort

und als geschäftsführende Kasse die Allgemeine
Ortskrankenkasse Gelsenkirchen bestimmt. Dann

referierte Herr Sanitätsrat Dr. Fabry-Dortmund
über die Mitwirkung der Krankenkassen bei der
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l;. | imui htskrankheiten« lU-vv

rwaltung direktor Meyer-E umdelte die

tpotl •
%' und Handverkaufslisten44. Über

„Krankenkassen und Berufsgenossenschaften und

diu Abkom n mit denselben41 sprach Herr Ren¬

dant IU r-Bochum« Reichstagsabgeordneter
< bin ich über „Allgemeine Maßnahmen

zur Erhaltung der Leistun ihigkeit der Kranken-

Herr RencUnf Reifenrath-Gelsenkirchen

leite zun
- hluß die Frage: „Was ist im-

tändige Beschäftigung !

Verteuerung der Kurkosten. Es war zu

erw arten, daß die allgemeine Lebensrnittelteuerung

infolge vielfach wucherischer Preissteigerungen
auf dem Lebensmittelmarkt auch auf die Kranken-

hausverwaltungen einwirken und hier zur Herauf-

etzung der Ver pflegungssät/ fuhren würde.

Allerdings sollte man von den Stadtverwaltungen
• warten, daß sie nun nicht gleich die ungünstiger

gewordenen Verhältnisse zu einer Heraufsetzung
der Verpflegungssätze benutzen und vielmehr

hiermit erst die Zeit nach dem Kriege abwarten

wurden. Eingedenk derhohen sozialen Aufgaben
der Krankenhauser und ganz besonders im Hin¬

blick auf die für die gesamte Bevölkerung schwere

KriegSZeit wäre ein solches Abwarten doppelt not¬

wendig.
Leider scheinen die Stadtverwaltungen hier¬

auf wenig Rücksicht zu nehmen und ernsthaft

Steigerungen der Verpflegungskosten in den

Krankenhäusern ZU betreiben. So hat die Berliner

städtisch»- Krankenhausdeputation beschlossen,
die Verpflegungssitze für Berliner Kranke von

I auf 4 Mk, und für auswärtige von 3,50 auf fi Mk.

ZU erhöben. Sie begründe! dies mit den außer¬

ordentlich gestiegenen Preisen für Lebensmittel,

Heizung und Beleuchtung der Krankenhäuser.

Die Rücksicht auf die Bilanzielle Gesamtlage der

Reichshauptstadt soll angeblich eine geringere
Rolle spielen. Es dürfte nun von Belang sein,
aus diesem Anlaß zu erfahren, wieviel einheimische

und wieviel auswärtige Kranke in den Berline

Städtischen Krankenhäusern im letzten Ver-

Wtltungsjahr, für das die amtlichen Zahlen v >r-

liegen, verpflegt worden sind. Es waren dies

in gesamt «92704 Kranke, was gegen das Vorjahr
einen Zuwachs von \s\H Kranken bedeutet Von

diesen Kranken waren in Berlin wohnende zahlend"

Kranke 28273, die 3 Mk. täglich zahlten auswärts

wohnende Kranken (von denen 3,50 Mk. bezahlt
wurden, während nur die für Rechnung von Frei¬

bettenstiftungen Verpflegten und Beamte und

Angestellte der »Stadt, sowie ihre Familien¬

angehörigen, die aus dienstlicher Veranlassung
auswärts wohnen, :. Mk. wie die Berliner Kranken
zahlen) 10191« Die übrigen Kranken entfallen

auf die für Rechnung der Armendirektion und

der Stadtgemeinde bebandelten Patienten Schon

im .fahre 1911 schlössen die Berliner städtischen

Krankenanstalten mit einer* Mehrausgabe von

719449311k ab. An Selbstkosten auf den Kopf

und Tag entfielen im Jahre 1914 4,41 Mk« g. _

4,68 .Mk. und 4,92 Mk. in den beiden Vorjahr
Die ungedeckten Selbstkosten nach Abzug aller

Erstattungen beliefen sich in diesen drei Jahr
auf 2,25, 2,96 und 3,10 Mk. Sie sind also von Jahr

zu Jahr etwas gesunken. Rechnet man aber d\o

Verzinsung des Anlagekapitals für die Bauten u

hinzu, so ergibt sich ein Selbstkostensatz der

Stadtverwaltung von nicht weniger als 5,50 Mk.,

gegen 5,80 und 5,72 Mk. in den beiden Vorfahl
und an ungedeckten Selbstkosten ein Satz von

3,34 Mk. gegen 3,89 und 3,93 Mk.

Trotzdem also in gewisser Beziehung
Selbstkosten gesunken sind, wagt man, der I

völkerung und den Krankenkassen — ei

erhebliche Verteuerung der Kurkosten aufzu¬

erlegen. Interessant wäre es jedenfalls, auch die

Rechnungsergebnisse für 1915 kennen zu lernen.
Die Kassen haben alle Veranlassung, gegen eine

ungebührliche und unnötige Verteuerung dei
Krankenhauskosten mit aller Energie Front zu

machen.

Eine Anerkennung für seine langjährige auf¬

opferungsvolle und erfolgreiche Tätigkeit auf dem

Gebiet der Sozial- insbesondere der Krankenver¬

sicherung ist dem Landtagsabgeordneten Präfldorf
bei seinem Scheiden aus seinem Amt als Vor

sitzender der Allgemeinen Ortskrankenkas

Dresden vom sächsischen Ministerium des Innern

zuteil geworden. In der Herrn Fräßdorf übt

reichten künstlerischen Anerkennungsurkunde
heißt es:

„Der Vorsitzende der Allgemeinen Ortskranken

kasse in Dresden, Herr Karl Julius Fräßdorf, hat

bei den vom Ministerium des Innern während

des Krieges zur Verhütung eines Notstandes und

zur Hebung der allgemeinen Wohlfahrt getroffenen
Maßnahmen, insbesondere bei den Arbeiten des

Landesausschusses für Kriegshilfe, mit großem
Eifer und bewährter Sachkenntnis dem öffent¬

lichen Wohle wertvolle Dienste geleistet und
dadurch beigetragen, der Bevölkerung ihre opfer¬
willige und zuversichtliche Stimmung zu bewahren.

Nicht minder würdigt das Ministerium des Innern

die segensreiche Tätigkeit, welche die bisher von

ihm geleitete Dresdner Allgemeine Ortskranken

kasse sowie die übrigen dem Verband sächsischer

Ortskrankenkassen angeschlossenen Kassen wäh¬

rend des Krieges entfaltet haben, und es nimmt
deshalb gerne Veranlassung, Herrn Fräßdorf i\iv

seine gemeinnützige Wirksamkeit seine dankbare

Anerkennung auszusprechen.44
Auch das Versicherungsamt der Stadt Dresden

und der Vorstand der Ortskrankenkasse haben
Herrn Fräßdorf den herzlichsten Dank für die

von ihm der Kasse geleisteten wertvollen Dien

ausgesprochen und dabei gleichzeitig dem Wunsch
Ausdruck verliehen, daß es ihm noch lange v<

gönnt sein möge, seine Arbeitskraft und s<

Erfahrung auf dem Gebiet der sozialen Ges.

gebung' zu betätigen.

Rechtsprechung.
Dringender l all. Darf der Arzt nachträg¬

lich seine Gebührenforderung erhöhen? Ent¬

scheidung des Versicherungsamts Darmstadt vom

l Juli d. J (PrLK. I 323 16.)
Tatbettand nnd Gründe: Ludwig N. in D.,

icher als Mitglied der besonderen Ortskranken-
»se „Merkur" daselbst angehört, erkrankte am

Abend des ,;1 Juli 1915 derart, daß sofort ärzt¬

liche Hilfe geboten war. Der in Anspruch _

nommrne Arzt Dr. S. in D. berechnete zun.

für seine Bemühungen 5 Mk. 40 Pf. Frau N.,

Mutter*, legte die Rechnung der Kasse vor, wor

der Kassenvorstand sie aufforderte, von Dr. S

spezifizierte Rechnung ausstellen zu lassen. Dr 3

kam dem auch nach, erhöhte aber die Rech
auf 8 Mark 40 Pf. Während nun die Kass<
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zur l/bemahme des Betrags von 5 Mk. 40 Pf. be¬

reit erklärte, lehnte sie den Ersatz des Mehr-

tgs von 3 Mk. als unbegründet ab, weil ihrer

Ansicht nach ein Arzt nicht berechtigt sei, die

al festgesetzte Gebühr deshalb willkürlich

zu erhöhen, weil die Aufführung nach Einzel-

ung erbeten wurde. Frau N., als Vertreterin

Sohnes, klagte deshalb bei dem Versiche-

rui samt der Stadt D. mit dem Antrage auf

ung des ganzen Betrags von 8 Mk. 40 Pf.

-., der von dem Versicherungsamt zur Sache

rt wurde, erklärte, er habe mit Rücksicht

auf <lie anscheinend bedürftige Lage der Eltern

V, diesen nur 5 Mk. 40 Pf. berechnet. Erst

Frau N. für die Krankenkasse eine spezifi¬
te Rechnung einforderte, habe er dieser Rech¬

nung die Minimal- bezw. Krankentaxe zugrunde
jt, da seine ermäßigte Rechnung für die be¬

ugen Eltern, aber nicht für die Krankenkasse

timmt gewesen sei.

Durch Entscheidung vom 22. März 1916 hat

hierauf das Versicherungsamt — Spruchkammer—

Stadt D. die Kasse für schuldig erkannt, die

anläßlich der Erkrankung des Ludwig N. am

21 JüM 1915 durch Zuziehung des Dr. S. ent-

ndenen Kosten im Betrage von 8 Mk. 40 Pf.

tu übernehmen.

«legen diese Entscheidung erhob der Vor¬

stand der besonderen Ortskrankenkasse „Merkur44

'/eitig Berufung mit dem Antrage, die Ent¬

rundung erster Instanz aufzuheben.

Der Berufungsbek agte hat eine Gegen¬
erklärung nicht abgegeben.

In dem heutigen Termine zur mündlichen Ver-

dlungwar von den Parteien niemand erschienen.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Wie die erstinstanzliche Entscheidung zu-

treffend ausführt, handelt es sich im Fragefall
im noch darum, ob die Beklagte die von Dr. S.

dem Kläger abverlangten 3 Mk., um welche der

Arzt seine Kostenrechnung nachträglich erhöht

t. jenem zu ersetzen hat.

Entgegen der angefochtenen Entscheidung
>t diese Frage zu verneinen. Das Oberlandes-

fericht Celle führt in seinem Urteil vom 25. März 1007,
^druckt in der „Rechtsprechung der Ober¬

indesgerichte in Zivilsachen44, herausgegeben von

I alkmann und von Mugdan, zu dieser Frage aus:

„Die auf Grund des § 80 der GewO. er¬

lassene preußische Gebührenordnung für Ärzte

teilt nicht festbestimmte Sätze, sondern nur

Höchst« und Mindestsätze auf; sie überläßt also

n ^rzt einen danach begrenzten Spielraum.
Innerhalb dieses Spielraumes hat der Arzt nach

nein billigen Ermessen gemäß §§ 315, 316 BGB.

die Leistung zu bestimmen. Die Bestimmung ge-

ieht durch Erklärung gegenüber dem anderen

Teil, mithin durch eine einseitige empfangs¬
dürftige Willenserklärung, die einem Ah¬

nden gegenüber nach § 130 BGB. mit dem

Zugeben an ihn wirksam wird. Von dem Zeit¬

punkte des Zugehens an ist der Arzt gebunden,
tnn die einmal getroffene Bestimmung nicht

roehi widerrufen; eine nachträgliche Erhöhung
vom Arzte einmal bestimmten Gebühr ist

•schlössen (vergl. auch Seuffert 56 Nr. 46) so-

er sich nicht das Recht hierzu bei der Be¬

ding vorbehält. Dies gilt sogar dann, wenn

Gegner die Erklärung zurückweist. In der

endung der Rechnung liegt eine Bestimmung
der Leistung im Sinne des § 315.

Die preußische und hessische Gebührenord-

treffen bezüglich der ärztlichen Honorar-

Ming in der vorgenannten Richtung gleiche

oder doch ähnliche Bestimmungen, sodaß die Aus¬

führungen des zitierten Urteils auch im Frage¬
fall einschlagend erscheinen. Danach konnte Dr. S.

seine Gebühren, nachdem er sie dem Kläger an¬

gefordert hatte, nachträglich nicht mehr erhöhen,
als die Kasse deren Spezifikation verlangte. Er

konnte dies um so weniger tun, als* er in seinem

Schreiben vom 17. Juli 1915 den Kläger noch aus¬

drücklich darauf hinwies, daß ihm dieser Betrag
von der Krankenkasse zu ersetzen sei, wenn r

•

Mitglied einer solchen wäre. Er hat also sei..
.

Gebühren auch für den Fall auf den ersten Be¬

trag von 5 Mk. 40 Pf. bemessen, wenn dieser

von der Beklagten zu tragen sein würde. Daß

diese durch den Kläger vorherige Spezifikation
der Rechnung verlangte, kann Dr. S. das Recht,
seine Ansätze nachträglich zu erhöhen, schon

deshalb nicht geben, weil dieses Verlangen der

Kasse keinesfalls das zwischen ihm und dem

Kläger bestandene Vertragsverhältnis, auf Grund

dessen die Abforderung der Gebühren erfolgt
ist, berührt.

Stehen diese Erwägungen aber richtig, so ist

der Kläger gegenüber Dr. S. nicht verpflichtet,
die nachträglich geforderten 3 Mk. zu zahlen und

entfällt demgemäß auch eine Verpflichtung der

Kasse, dem Kläger diesen Betrag zu ersetzen.

Damit ist aber die Berufung begründet, und unter

ihrer Stattgabe die Klage abzuweisen.

Die Beiträge sind bis zur richtig bewirkten

Abmeldung zu zahlen. Verlust der Abmeldung
auf der Post entbindet nicht von der Zahlungs¬
pflicht. (Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom 6. Mai 1916.)

Aus den Gründen: Am 5. September 1914 wurde

der beim Amtsgericht D. beschäftigte Hilfs¬

schreiber S. zu den Fahnen einberufen. Er war

bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse für das

rechtsrheinische Düsseldorf versichert. Füne recht¬

zeitige Abmeldung des S. ging nach der Be¬

hauptung der Ortskrankenkasse bei ihr nicht

ein. Erst nachdem am 9. November 1914 eine

schriftliche Mahnung zur Zahlung der Beiträge

erfolgt war, will die Ortskrankenkasse am 18. No¬

vember 1914 von dem Ausscheiden des Schulz

aus der versicherungspflichtigen Beschäftigung
Kenntnis erhalten haben. Sie verlangt daher die

Zahlung der Beiträge in Höhe von 13,50 Mark bis

zu diesem Tage nach § 397 Absatz 1 RVO. Der

aufsichtsführende Amtsrichter des Königlichen
Amtsgericht D.-G. als Vertreter des Königlich
Preußischen Justizfiskus hat die Bezahlung der

Beiträge abgelehnt. Er hat behauptet und mit

Zeugenbenennung unter Beweis gestellt, daß eine

rechtzeitige Abmeldung zur Post gegeben sei.

Damit sei aber die dem Arbeitgeber obliegende
Verpflichtung erfüllt. Es sei sehr wohl möglich,
daß das Abmeldeschreiben hei der Ortskranken¬

kasse eingegangen und dort verloren sei. Eine

Verpflichtung zur Beitragszahlung bestehe im

übrigen deshalb nicht, weil diese nach §5,30 RVO.

ein Verschulden des Arbeitgebers voraussetzte«

Von einem solchen könne aber hier, wo die Ab¬

meldung ordnungsmäßig zur Post gegeben sei,

keine Rede sein.

Das Versicherungsamt D. hat dem Antraue

der Ortskrankenkasse entsprochen und den

preußischen Justizfiskus, vertreten durch den auf¬

sichtsführenden Amtsrichter des Königlichen
Amtsgerichts D.-G., zur Zahlung von 13,50 .Mark

verurteilt. Gegen diese Entscheidung hat der

aufsichtsführende Amtsrichter Beschwerde beim

Oberversicherungsamt D. eingelegt. Dieses hat
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1799 RVO in dis R< is- einer Form bestätigen lassen müssen, ein V<

rsicherungsanit zur Entscheidung abgegeben fahren, das bei vielen Kassen jetzt schon üblich .

ll;(f ,|' |t ne Rechtsansicht aus- Ea mußt.- somit die Beschwerde gegen

prochen, daß • der Entscheidung de« Ver- Entscheidung des Versicherungsamti zurück-

itrete. gewiesen werden.

rie gesehenen, zu erkennen. ki. Die Eierkur. Der Begriff der „Heil-

Die Abgabe der Sache an das Reichs- mittel" im Sinne der Krankenversicherung ist

lerungsaml ist nach §§ 1693, IT!»'.» RVO. sehr weitgehender. Im allgemeinen versteht m

[fertigt. darunter, im Gegensatz zur ärztlichen Behat

nd ist zunächst die Annahme dei lung «ls der persönlichen Tätigkeit des Arztes, di*

I leführei dafl eine Verpflichtung d< zur Beseitigung oder Linderung der Krank!,

\rbe tgebers nach §397 Absatz 1 RVO., Beitrat oder zur Sicherung des Heilerfolges dienenden

ib. taa Ende dei Beschäftigungsverhältnisses todtlkhen Mittel, einschließlich gewisser, aufler-

• Kui vorschriftsmäßigen Abmeldung t" i halb dergewöhnlichenärztUchenTätigkeit liegend«

/u zahlen, nur dann bestehe, wenn er auflerlichen Einwirkungen auf den Korper, wie

rechtzeitige Abmeldung ichuldhafterweise Einreiben, Massieren usw. Eine genauere B<

i. habe. Das Reiehsversicherungsamt men«ning des Begriffs kann kaum gegeben werden

j;,i vielmehi bereits in den Entscheidungen 2025, Ei kommt im Einzelfall auf das Ermessen d<

_'<»:,». 2081, i amtliche NachrichtendesRVA. 1915 Arztes an, welche Mittel er zur Krreichung <i

Seite 520, 589, 651 und 884) ausgesprochen, daß gedachten Zweckes für gut hält. Bei dem großen

; ::'»: tbsatz l .. a.O. eine Ordnungsvorschrift Spielraum, der somit besteht, ist es nur natür-

darstellc und daß für seine Anwendung ein Ver- U«, daß die Praxis recht merkwürdige Fälle zeitiyt

holden des arbeitgeben nicht erforderlich sei. Der Kassenarzt einer Betriebskrankenkasse

I kommt »>mit nur darauf an, ob die Ab- es ist notig hinzuzusetzen, daß es eine solche

neldung ror dt« 12. November I9H bewirkt ist einer öffentlichen Korperschaft mit freier An

ler nicht. Bewirkt ist die Abmeldung ersl dann, Wahl ist hatte einen Kassenpatienten, der

wenn ihr Zweck erreich! ist. wenn der Kassen- einem Magenleiden erkrankt war, vier bis sieben

vorstand also mittels der Abmeldung von der rohe liier für den log auf die Dauer von

refat»erheblichen Tatsache dei Erlöschens de <ir«M Wochen verschrieben. Der Kranke verlegt.

Beschäftigungsverhiltnisses eines Versicherten zunächst die Kosten in Hohe von 18,08 Mk. und

rdnungsgomafi Kenntnis nehmen kann. Dazu Ist verlangte sie dann von der Kasse erstattet. Dies

bei schriftlicher Abmeldung notig, daß das Schrift- lehnte die Bezahlung ab. Hier konnten nicht als

stück in den Besitz der Kasse gelangt. Die Auf- Heilmittel gelten; es gäbe dafür genügend medi-

gab eines Abmeldungsschreibeni zur Post allein zinische Ersatzmittel, die einem kranken Magen

genflgt mithin rb-m /wecke der Abmeldung noch zuträglicher wären, als vier bis sieben Eier täglich

nicht. Die Abmeldung muß der Kasse auch zu- Das VA. der Stadt Düsseldorf verurteilte aber

gehen (su vergleichen Hahn. Handbuch der durch Entscheidung vom 8. März 1915 (Vi. Kr. 1 A. 15)

Krankem.•rsicherung Anmerkung IOzu|317RVO.) die Kasse zur Zahlung.

Daß hier diel der Fall war, steht nicht fest. Denn Gründe: Der Standpunkt der Beklagten, dafl

die KaSSC hat behauptet, dafl ein«- Abmeldung Hier lediglich Nahrungsmittel, nie aber Heil-

v« r dem 12. November DM4 bei ihr nicht ein- mittel sein konnten, ist unhaltbar. Es hängt viel

gegangen sei, und diese Behauptung ist unwider mehr lediglich von der Art der Krankheit und

legt Es ist möglich, daß die Abmeldung auf uer Verordnung des behandelnden Arztes ab, ob

dem Wege von dem losender nach dem jm Einzelfall nicht auch Eier ebensogut wie

Empfinger bei der Dost verloren gegangen ist. sonstige Nshrungi ,
Genuß- oder Stärkung-

Ob den Absender bei der Wahl dei Beförde- mittel „Heilmittel" im Sinne des § 182 RV<»

rungsmittels ein Verschulden trifft, ist für die sein können. Hier ist das nach dem fest

Zablungspflicbt nach f 397 Abs. 1 RVO. unerbeb- stehenden Tatbestand der Fall gewesen. Der

lieh, da diese Verpflichtung ein Verschulden Kläger hat eine „Eierkur" durchgemacht, er sollte

nicht voraussetzt Die Zahlungspflichl tritt ein, also durch die Eier „kuriert", d. h. „geheilt"
wenn und solange die Abmeldung nicht tatsich- werden. Auch die vom Arzt vorgeschriebene Ali

lieh bewirkt ist. selbst wenn der Absender alle des Einnehmens wechselnd vier bis sieben rohe

Soi^falt hinsichtlich der Beförderungaufgewendet Eier täglich zeigt, daß es sich nicht um Ei

.t. Der Abs.n.l.r kann auch nicht, wenn er nährung und Kräftigung, sondern um Heilung
durch unabwendbaren Zufall verhindert worden gehandelt hat. Schließlich hat Dr. B. dem Klag«

t, die Meldefrist dei | M7 Absatz 1 (£ :i<)7 aucn am Tage der Beendigung der Kur (3.
*

tbsatz 1) RVO. einzuhalten, die Wiedereinsetzung vember 1914) ausdrücklich bescheinigt, daß die

:. den vorigen stand verlangen. Die Wieder- verordneten Eier als Heilmittel dienen soll.

etzung wird nach s, i:*l Absatz | a. a. <>.. wie Sowohl für den Arzt, wie für die Krankenka

Reichiversicherungiamt in der Entscheidung sind nicl'it irgendwelche Richtlinien einer Krank
2080(AmtlicheNachnchtendes R> A. 1915 Seite649) kassenkommission, sondern die Bestimmungen d

iher dargelegt bat, nur bei \ • rsäumung von KVO. maßgebend
erfahrensfristen erteilt Um eine Verfahrens- Gegen diese' Entscheidung legte die Kai

fast handelt es sich abei bei der Meldefrist des Berufung ein. Das OVA. Düsseldorf ist al
II. Vbsatz 1 a. a 0 nicht. ,lurch Entscheidung vom 17. Juni 1915 den A

Das Ergebnis mag für den Arbeitgeber im- führungen i\vs VA. „aus den darin angeführt
cht sein. I entspricht indei der Rechts- zutreffenden sachlichen und rechtlichen Grün

natur der Vorschrift d< :t<>7 Xov.it/ 1 a.a.O., unbedenklich beigetreten," ohne dafl eine weil

ne Inungsmäßige Geschäfts- und Rech- Urteilsbegründung stattfand. Gegen das Urt<

nungsfuhruns der Krankenk en gewährleisten war ein weiteres Hechtsmittel nicht mehr zulä>~

.11. Will der Arbeitgeber in jeder Hinsicht An sich wird sich gegen die weitherzige A

wird er sich von der Kranken- fassung der Versicherungsbehörden nichts
den Eingar der Abmeldung in irgend wenden lassen. Soweit sich solche einzelne I



Nr. 16 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 191

jrn Rahmen der Leistungsmöglichkeit der Kassen

ten, geht die Sache. Wie aber, wenn gegen-

die Eier-, Schinken- und Speck-Kuren, die

viele Kassenmitglieder eine Notwendigkeit
d, zu größerer Übung kämen?

I. Rechtskräftig gewordene Feststellungen
sind unabänderlich. Entscheidung des Reichs-

w r^icherungsamts, Vierter Rekurssenat vom

Juni 1916.

lintscheidungsgründe: In dem Urteile des

ledsgerichts vom 13. Mai 1912 ist festgestellt,
bereits damals Gewöhnung des Klägers an

einäugige Sehen eingetreten war, daß aber

n Kläger die Rente von 33' ,\ v. H. weiter ge¬

bühre«, weil er zu den Arbeitern gehöre, die bei

Ausübung ihrer Berufstätigkeit besonderen Ge¬

fahren für das nicht verletzte Auge ausgesetzt

seien« Diese rechtskräftige Feststellung ist unab¬

änderlich und kann deshalb von der Beklagten
der mit den jetzigen Lohnverhältnissen des

Klägers noch mit der inzwischen etwas ver¬

sierten Rechtsauffassung des RVA. angegriffen
?rden« Demgemäß hat das Oberversicherungs¬

amt mit Recht die Rente von 33l :i v. H, wieder¬

hergestellt, und der Rekurs war zurückzuweisen

\ktenzeichen: Ia 2913 15 4A).

J. „Vorläufige" oder „Dauer44-Rente? Man¬

gelnde Rekursfähigkc it. Urteil des Reichs-

i ersicherungsamts vom 18, April 1916 (Ia 8093 14 *A),
Aus den Entscheidungsgründen: Dem Kläger

ist aus Anlaß des Unfalls vom 24. April 1911 erst¬

malig durch den Bescheid vom 1. September 1911

( ine Teilrente von 337a v. H. bewilligt worden,

die durch Bescheid vom 21. Februar 1912 auf

20 v. H. herabgemindert worden ist, also zu einer

Zeit, als noch nicht zwei Jahre seit der Rechts¬

kraft der ersten Festsetzung verflossen waren.

Bei der Abänderung dieser weder als vorläufige
noch als Dauerrente anzusehenden Rente mußte

die Beklagte dazu Stellung nehmen, ob die Rente

als vorläufige oder als Dauerrente gelten soll

(§ 1585 der RVO.). Sie hat dazu Stellung ge¬

nommen und die auf 10 v. H. geminderte Rente

sowohl in dem Bescheide vom 17. Januar 1913

als auch in dem Endbescheide vom 18. Februar 1913

als eine vorläufige bezeichnet. Da es sich hier¬

nach um eine vorläufige Rente handelt, so ist der

Rekurs nach § 1700 Nr. 7 der RVO. ausgeschlossen.
Wenn auch das Oberversicherungsamt in den

Gründen des angefochtenen Urteils die von ihm

auf 15 v. IL bemessene Rente als Dauerrente be¬

zeichnet hat, so erscheint das unerheblich, da die

Formel des Urteils maßgebend ist und in ihr die

Absicht des Oberversicherungsamts, entgegen der

der Beklagten eine Dauerrente zu gewähren,
nicht zum Ausdruck gekommen ist, was mit Rück¬

sicht darauf hätte geschehen müssen, daß die sieh

an die Bezeichnung der Rente als „vorläufige44
oder „Dauerrente" knüpfenden Rechtswirkungen
einen wesentlichen Teil der Entscheidung bilden

und alle wesentlichen Teile der Entscheidung über

den Streitstoff, bezüglich deren Rechtskraft ein¬

treten soll, nach den allgemeinen Grundsätzen des

Prozeßrechts in der Formel des Urteils zum Aus¬

druck gebracht werden müssen (vergl. Amtl. Nachr.

d. RVA. 1915 Seite 330). Der Rekurs des Klägers
mußte daher als unzulässig verworfen werden.

Soziale Chronik.

Eine Tagung für Kriegsbeschädigtenförsorge
findet in Cöln a. Rh. am 23., 24. und 25. August d. J.

statt Die Tagesordnung sieht folgende Vor¬

träge vor: Landesdirektor v. Winterfeldt: „Organi¬
sation und bisherige .\rbeit dor bürgerlichen
Ki Mosheschädigtenfürsorge44; Oberregierungsrat
Dr. Sdiweger^München: „Die bürgerliche Kriegs-

-< hädigtenfürsorge und die Gesetzgebung'4;
Profa v. Strebet-Stuttgart: „Landwirtschaft und

Knegsbeschädigtenfürsorge"; Regierungspräsi¬
dent i\ Stftuw/>.-Frankfurt a. ().: „Ländliche Sied¬

lung44; Wirkl. Geheimer Rat Dr. Dernburg-BevUn:
..Städtische Siedlung44; Medizinalrat Dr. Rebentisch-

ottVnbach a. M.: „Die ärztliche Fürsorge für die

Kriegsverstümmelten4: Wirkl. Geheimer Ober-

• li/inalrat Prof. Dr. Dietrich-Berlin: „Die ärzt-

liche Fürsorge für die Kriegskranken44; Bürger¬
meister v. Hollande*- Mannheim: „Die Hinter-

bliebenenfflrsorge"; Hüttendirektor Probst-Düsso\-
•rt und Reichstagsabgeordneter Legien-Berlin:
Die Kriegsbeschädigtenfürsorge in der Industrie";

rgermeister Dr. Luppe-Frankfurt a. M.: „Die

nttrhringung der Kriegsbeschädigten im öffent-

en Dienst44; Rechtsrat Dr. Fischer-Nürnberg:
.Arbeitsnachweis für Kriegsbeschädigte44;

frau v. Bissing -Berlin: „Die Mitarbeit der

in der Kriegsbeschädigtenfürsorge44; Pastor

ßling*Hamburg: „Die Fürsorge für die Familien

Kriegsbeschädigten44. Außerdem finden noch

träge statt, für die die Redner noch nicht

bestimmt sind, über „Die Verwendungsmöglichkeit
Vr Kriegsbeschädigten im Handel, sowie im Hand-

fr" Für den engeren Kreis der Interessenten

»Igt im Anschluß an die Verhandlungen noch

Aussprache über die Erfahrungen, die in der

v/s mit den Prothesen gemacht worden sind.

Des ferneren ist für die Teilnahme der Tagung
Gelegenheit gegeben, Werkstätten und ander.»

Anstalten! die in der Kriegsbeschädigtenfürsorge
Vorbildliche! leisten, sowie die Ausstellung für
Kriegsfürsorge Cöln 191b zu besuchen

Die Deutsche Vereinigung für Krüppel¬

fürsorge e. V. (Vorsitzender Wirklicher Geheimer

Obermedizinalrat Professor Dr. Dietrich), ver¬

anstaltet am 21. August, vormittags 10 Uhr, im

Gürzenichsaal zu Cöln den IV. deutschen Kongreß

für Krüppelfürsorge, dessen Abhaltung bereits im

Jahre 1914 beschlossen worden war. Zur Be¬

ratung stehen folgende Themen: Wirklicher Ge¬

heimer Obermedizinalrat Professor Dr. Dietrich-

Berlin: „Die vaterländische und sittliche Be¬

deutung der Krüppelfürsorge44; Prof. Dr. Biesalski-

Berlin: „Der Arzt in der Krüppelfürsorge44; Dr.

Peter Bade-Hannover: „Die soziale Bedeutung

der Krüppelfürsorge und ihr Einfluß auf die

Rasse44; Prof. Dr. Aschaffenburg-Cöln: „Körper¬
liche Mängel und Seelenleben44; Rektor Schlüter-

Bigge: »Die erzieherische Bedeutung der Arbeit

in der Krüppelfürsorge44; Erziehungsdirektor
Hans Würtz-Berlin-Zehlendorf: „Die Krüppel -

fürsorge im Lichte der Kultur44 (mit Lichtbildern

und Filmen). Am Nachmittag findet eine Be¬

sichtigung des städtischen Krüppelheims, Stiftung
Dr. Dormagen, und des Guffantihauses in Cöln-

Merheim statt. Lehrer Thome-Cöln wird eine

praktische Lehrprobe im Schreibunterricht von

Krüppelkindern abhalten und im Anschluß daran

Dr. von Kahlden, Generalsekretär des Rheinischen

Bauern Vereins, über das Thema „.\ngliederunn
landwirtschaftlicher Betriebe an Krüppelheime und

ähnliche Anstalten44 sprechen. Am Abend findet
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mglosc Zusammenkunft auf der Garten-

h Opernhauses statt. Zu dieser Tagung
• jeder Freund und jede Freundin der Krüppel«

fürsorge ,

n. Die Teilnahme am KongreO
unentgeltlich Im Anschluß an di n Kongreß

v
• dtet die Stadt Cöln in Verbindung mit

'ii Reichsaus m huD für Kriegsbeschädigtonfür
• nen Kongreß ffrKrieg$beW&ädigtenfür*orge

Die praktische Durchführung von Massen¬

speisungen beschäftigt jetzt zahlreiche Stadt-

len und Großbetriebe Dem Bedürfnis

r Aussprache Iber die einzuschlagenden
\\

.

• kam eine Tagung nach, die die Zentralstelle

für Voikswohlfahrt in Gemeinschaft mit dem Zentral-

veret* für das Wohl der arbeitenden Klassen am

uiel l Juli in IWlin Veranstaltete. Auf der

Tagung ITUrdefl folgende Themen erörtert:

Ifassensp Isunn als Problem* (Redner. Stadt¬

rat a. D. Dr. Luther)! »Einrichtung und Rechnungs¬
führung der Volksküchen44 (Thomas- Frank¬

furt i. M.), „Wirtschaftsführung der Massenkuchen44

(Freifrau Hörn - München), ..Zentralisation und

Dezentralisation11 (Prof. Dr. Stein-Frankfuii a. M.),

»Anrefhnung der Lebensmittelkarten11 (Ober-

bürgermeister Dr« Dehne-Plauen), „Ist der Be«

sucherkreis der MassenkÜchen abzugrenzen oder

nicht" (Stadtrat Df Matthes-Dresden), „Die prak¬
tische Durchfuhrung der Massenspeisung in Ham¬

burg" (Direktor Dr. Lohse-Hamburg). Der Krieg
zeitigt i ben die seltsamsten Dinge, an die

vorher niemand Im Ernste gedacht hat. Jeden-

falls kann es den Krankenkassen nur recht sein,
wenn den Schäden der Unterernährung, die un¬

zweifelhaft durch die lange Kriegsdauer bedingt
sind, nach Möglichkeil entgegengearbeitet wird.

Sachleistungen statt Barleistungen für Alkohol¬

kranke. Ober »Erfahrungen aus der Praxis mit

dem § 120 RVO., insbesondere im Hinblick auf

die gleiche Fürsorge für alkoholkranke Kriegs¬
teilnehmer" machte kurzlich in einem Vortrag in

Berlin (2 Kriegskonferenz für Trinkerfürsorge)
Landesrat Dr. Schollmann aus Düsseldorf -ehr

bemerkenswerte Mitteilungen« Nach einer Im i

den in Frage kommender] behördlichen nnd

sonstigen .Stellen veranstalteten Rundfrage ist die

Zahl i\^r Anwendungsfälle <\>>v genannten wohl¬

tätigen Maßnahme, zu der jener Paragraph die
Handhabe bietet, im Verhältnis zu dev Menge der

nach der Reichsvenicherungsordnung bewilligten
Invaliden*, Alters« und Unfallrenten, iowie des

Krankengehles leider verhältnismäßig noch gering.
Zum Teji liegt es an der bedauerlichen Weit-

tchweiflgkeil dei vorgeschriebenen Verfahrens,
daß der bezeichnete Weg nicht häufiger beschritten
wird. Die Befugnis su Sachleistungen an Trunk¬

süchtige an Stelle von Barleistungen an sich

dagegen wird einstimmig günstig beurteilt. In

«fielen Fällen wird dio Sachleistung durch Ver¬

mittlung der TrinketfQisorgestelle ausgezahlt -

eine wenn auch schwierige, so d für alle Falle

für den Trinker, seine Familie und das Volks-
wob! wertvolle Aufgab« Da mit Sicherheit mit

• .uer ganzen Reihe von Trunksüchtigen (früheren,
gewordenen und noch werdenden) unter den

Kriegsteilnehmern zu rechnen Ist, so ist Vor¬

kehrung zu treffen, daß auch hier dieselben Be¬

stimmungen, wie im | 120RVO. und im (45 AVG ,

in das Mannechaftsversorgungsgesetz aufge- -

: ommen werden. \uf die Anregung, mit der sich

rhalb der Deutsche Verein gegen den Miß¬

brauch geistiger Getränke an den Herrn Reichs¬

kanzler un 1 den Reh hsausschuß für Kriegs¬

beschädigte gewandt hat, ist von beiden zusti

mende Äußerung eingegangen. Die letztere St<

hat die Frage zum Gegenstand einer besondei

Berichterstattung mit bestimmten Leitsätzer,

macht Danach hat sich im ganzen Deut

Reiche mehr oder weniger die Überzeugung l;

gebrochen, daß auch auf diesem Wege z

Vorteil d^v Kriegsbeschädigten vorgegai..

werden muß

Milderung der Wohnungsnot durch Au

fiel- Arbeiterversicherung. Prof. Dr. Schmittmann,

Landesrat a. l>.. vertritt in der mComcordtau
Gedanken, daß die Ledigen aller Berufskrei

die (\ev Invalidenversicherung unterstellt

einen doppelten Beitrag leisten sollen. Au-; de

anzusammelnden Beiträgen sollen dann Miel

beihilfen etwa fünf Mark im Monat

kinderreiche Ehepaare, die mehr als drei Km

haben, gezahlt werden. Das ist ein Versuch, die

Idee einer Ledigensteuer mit dem Gedanken

Versicherung zu verbinden. Als Grundsatz soll.

gelten: Vor der Heirat sind Beiträge zu ent

richten nach der Heirat einstweilen wed

Beiträge noch Leistungen, erst vom dritten Kinde

ab sollen dann Wohnrenten, steigend mit jed
weiteren Kinde unter 14 Jahren gewährt werd«

Ebenso wird vom Verfasser die Frage
geschnitten, ob nicht das Reich zu diesen Wohl

reuten einen ähnlichen Zuschuß leisten könne,
wie bei den Invaliden

,
Alters- und Hinterblieben

renten. Schon Grotiahn behandelt in seinem Wei

„Geburtenrüdtgang und Geburtenregelung" (Verlag
Louis Marcus, Berlin SW. 61. 1914, Preis 6 Mk.

einen ähnlichen Gedanken. Allerdings sollten die

durch die Gesamtheit aufgebrachten Beitrag
danach ohne weiteres den kinderreichen Familie

zugute kommen, während Schmittmann die so zu

Verfügung stehenden Mittel für die Gewährung
von Nichtkranken festlegen will. Mit ähnlich

Planen befaßt sich übrigens auch Marschall poi

liteberstein in sedner bei Fischer, Jena, erschien«

Schrift: „Die Sparpflicht für Minder\ährige und dit

Wohnungsfrage." Allerdings wird die Verkoppedur
mit der Sozialversicherung darin abgelehnt, und

nur die Spartätigkeit des Einseinen gefordert

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten

unter den Bergarbeitern. Der Allgemeine Knapp
schaftsverein in Bochum wirkt in der bezeichne*

Richtung in ähnlich tatkräftiger Weise wie d

Landes Versicherungsanstalten. Geschlechtskranke

aMitglieder, die der Verwaltung nach dem Anlag.

zeugnis, dem Krankenschein oder einem ann

weitigen Gutachten als solche bekannt zii

wurden einer der gesetzlich gewährleistet«
Schweigepflicht unterliegenden besond
Aufsicht und Behandlung unterzogen, Ins

Erkrankte auf Grund des Ergebnisses c\ev B

probe, die in der bakteriologischen Anstalt (

DOmmen wird, als endgültig geheilt zu betraclr

ist. Leute mit frischen und offenen Sypbili
anzeichen werden als nichtarbeitsfähig nicht in

Krankenkasse aufgenommen. Zur Behandlung

geschlechtskranken «Mitglieder sind fünf Facharzt

angestellt, die zweckentsprechend über das V

einsgebiet verteilt sind. Sämtliche Knappschat!
ärzte sind auf die Notwendigkeit der Krank»

hausbehandlung besonders hingewiesen. Der A

gemeine Knappschaftsverein ist mit einem Jahl

beitrage von 300 Mk. Mitglied der deutsch

Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts
krankheiten; das Merkblatt der Gesellschaft »

in den Krankenanstalten des Vereins verteilt.

Wrantwortlu für Redaktion H. Zt4darh Berlin. Verlag C. Giebel Berlin Druck A. Schlicke & Cie.. Berlin S



Beantwortang von Anfragen.

(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 Pf. für entstehende Auslagen einzusenden.)

Nach C.

Frage: Ist die Kasse verpflichtet, Kranken¬

hauspflege zu gewähren, auch wenn uns nicht die

Vorbedingungen dazu gegeben erscheinen ? Aller¬

dings hat die Armenverwaltung die Erkrankte im

Krankenhause untergebracht.

[ Antwort: An sich ist die Kasse, gemäß § 184

RVO., nicht zur Gewährung von Krankenhaus¬

pflege verpflichtet« Da aber die Unterbringung

im Krankenhause von der Armenverwaltung ge¬

schehen ist, so kommt § 1531 in Frage, wonach

mit Recht Ersatzansprüche geltend gemacht
werden können.

Nach J.

Frage: Eines unserer früheren Mitglieder,
das zum Heeresdienst eingezogen ist, ist zurzeit

auf einige Wochen beurlaubt und verrichtet

während seines Urlaubs dringliche Arbeit bei

seinem früheren Arbeitgeber gegen entsprechende
Bezahlung. Das Militärverhältnis besteht weiter.

Sind die Voraussetzungen für eine Kranken¬

versicherungspflicht gegeben.

Antwort: Ja, es handelt sich um eine ver¬

sicherungspflichtige Beschäftigung trotz des Militär-

Verhältnisses des Urlaubers.

Nach M.

Frage: Der Klempnermeister H. beschäftigt

gegen Lohn seinen Onkel als Installateur seit

April 1915, ohne diesen zur Kranken- und Invaliden¬

versicherung bei der zuständigen Kasse in M.

gemeldet zu haben. Auf mündliche Aufforderung,
diesen Arbeiter anzumelden, entgegnet H., daß

sein Onkel bei der Allgem. OKK. in Ch. „frei¬

willig weiterversichertes44 Mitglied sei. Am 17. Mai

1916 wurde dieser Arbeiter von H. nunmehr bei

unserer Kasse zur Anmeldung gebracht. Kann

von H. die Nachzahlung der Pflichtbeiträge von

April 1915 bis zum 17. Mai d. Js. für diesen Arbeiter

gefordert werden, auch wenn letzterer freiwillig
Beiträge in Ch. zur Krankenversicherung ge¬
leistet hat?

Antwort: Ja. Die Mitgliedschaft Versiche¬

rungspflichtiger beginnt mit dem Eintritt in die

Beschäftigung (§ 306). Die rückständigen Beiträge
sind nachzuerheben (§ 531). Die freiwillige Ver¬

sicherung war gemäß § 312 mit dem Tage des Ein¬

tritts in eine versicherungspflichtige Beschäftigung
erloschen.

Nach Mer.

Frage: Welche Krankenkasse ist zuständig
für Dienstboten, die längere Zeit mit ihrer Herr¬

schaft sich an einem anderen Ort aufhalten, als

an dem Wohnsitz der Herrschaft. Zum Beispiel
hielt sich die Ehefrau mit ihren Dienstboten seit

einem Jahre in Essen auf, von dort bezog sie

ihre Villa bei Berlin und kehrt angeblich erst

zum Herbst nach Merseburg zurück. Der Ehemann

war bis jetzt nach Belgien versetzt. Trotzdem

galt Merseburg als Wohnsitz. Wir halten unsere

Kasse nicht für zuständig, da während dieser

langen Zeit Merseburg der Beschäftigungsort der

Dienstboten nicht war.

Antwort: Gemäß §153 ist der Beschäfti¬

gungsort maßgebend. Die lange Dauer der Ab¬

wesenheit von Merseburg begründet als Be¬

schäftigungsort Essen bezw. Berlin, da hier

während der fraglichen Zeit die Beschäftigung
tatsächlich ausgeübt wird (vergl. grundsätzliche
Entscheidung RVA. vom 10. Oktober 1914 — Amtl.

Nachr. 1914 S. 828).

Nach P.

Frage: Eines unserer Mitglieder wurde zur

Leistung von Kriegsdiensten eingezogen und zog

sich alsbald, wohl infolge einer Erkältung im

Dienste, eine Lungenentzündung zu. Ist es richtig,
daß die Kasse hierfür Krankengeld zahlen muß.

Eine Weiterversicherung ist nicht erfolgt.

Antwort: Falls die Erkrankung in die drei¬

wöchige Frist nach § 214 RVO. fällt, ist der An¬

spruch auf Krankengeld gerechtfertigt. Das ist

vom Reiehsversicherungsamt mehrfach anerkannt

worden.

Nach Seh.

Frage: Ein Kassenmitglied ist gegen zehn

Monate chronisch krank und wird mit Arsen

behandelt. Dasselbe ist jedoch arbeitsfähig und

bezieht kein Krankengeld, zahlt auch die Beiträge.
Ist die Kasse verpflichtet, über 26 Wochen die

Krankenpflege zu gewähren?

Antwort: Nach §§ 182, 183 RVO. besteht

Anspruch auf Krankenpflege vom Beginn der

Erkrankung an bis zum Ablauf von 26 Wochen.

Mit Ablauf der 26. Woche endet auch jeder weitere

Anspruch an die Kasse.

Nach St

Frage: Unser Kassenvorsitzender ist zirka

ein Jahr eingezogen gewesen. Auf Reklamation

seines früheren Arbeitgebers ist er seit längerer
Zeit beurlaubt. Der Urlaub wird von Zeit zu

Zeit verlängert. Trotzdem besteht die Gefahr

jederzeitiger erneuter Einberufung. Daß das ge¬

schieht, steht natürlich nicht fest. In der Zwischen¬

zeit hat der zweite Vorsitzende die Geschäfte der

Kasse geleitet. Ist es gerechtfertigt, daß er diese

Tätigkeit weiter ausübt, oder muß der erste Vor¬

sitzende die Geschäftsführung wieder über¬

nehmen.

Antwort: Solange die Behinderung vorlag,

war die stellvertretende Geschäftsführung durch

den zweiten Vorsitzenden gerechtfertigt. Da

dieser Grund zurzeit nicht vorliegt, ist es Recht

und Pflicht des ersten Vorsitzenden, die Ge¬

schäftsführung der Kasse wieder zu übernehmen.
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Vorteilhaftes Angebot
der Buchhandlung Vorwärts, Berlin

! Solange der kleine Vorrat reicht:

SchlossersWeltaesdiidite
20 Binde in 10 Bünden gebunden (neue Exempl.)

statt SO,— Mk. für 35,— Mk*

Sicheren Bestellern wird eventuell das Werk bei

einer Anzahlung von 15,— Mk. gegen Teilzahlung

in zwei weiteren Monatsraten ä 10,— Mk. geliefert.

Bestellungen übernimmt

Buchhandlung Carl Giebel, Berlin O 27

Dircksenstraße 4.

Ebenso werden Bestellungen auf folgende Schriften

übernommen und prompt ausgeführt:

Es lebe der Frieden.

Für die Einheit der Partei. Sxä°ä
Deutschlands. Preis 60 PfM Vereinsausgabe 20 Pf.

Sozialdemokratieund nationale Verteldl$an$.
Herausgegeben vom Vorstand der soziald. Partei Deutsch¬

lands. Preis 75 Pf, Vereinsausgabe 40 Pf.

Von Philipp Scheidemann, M. d. R.

Preis 75 Pf., Vereinsausgabe 40 Pf.

Prüfung der Arzneiverordnungen
werden sachgemäß vorgenommen durch die

Beratungsstelle für Heilwesen

de Hauptverbandes deutscher Ortskrankenkassen E.V.
Die Beratungsstelle prüft die von Apotheken, Drogengeschäften

und andern Hcllmittclhändlern ausgeführtenVerordnungen daraufhin:

a) ob die Preise satz- oder vertragsgemäß berechnet sind,
b) ob die für K^senmitglicder zugelassenen preiswertesten

Mittel vom Arzt verordnet worden sind,

c) ob der durchschnittliche Arznclvcrbrauch jedes Arztes dem

Durchschnitt der bei der Kasse zugelassenen Aerzte und

dem Durchschnitt sämtlicher Kassenärzte entspricht.
Als Prüfungsgebühren werden 17* vom Hundert des Rechnungs¬

betrages der Verordnungen erhoben. Die Nachprüfung der Ver¬

ordnungen Ist für jede Kassenvcrwaltung von großem Vorteil und

bringt sehr bald erhebliche Ersparnisse. Die kleine Ausgabe für

die Prüfungsgebühr ist daher gut angelegt. — Ausführliche Er¬

läuterungen über die Einrichtungen stehen zu Diensten.

Beratungsstelle für Heilwesen

des Hauptverbandes deutscher Ortskrankenkassen E.V.
Dresden 1, Sternplatz 7.

Juristische
Werte aller

Art, KlnssiKer-Ausgaben

und sonstige literarische

Erscheinungen
können bezogen werden durch die

VerbandsbaditiandlDng Carl fiiekd
Berlin 0 27, Dirtksenstrafie t.

Coeben erfdjienen!

Pre^23Jlf.»fleb.30W.
3u bejtetKn burd) bte

©ud^anbtungCarl©iebel
Berlin 0.27, <Ditclfenffrafce 4.

fflir 33erbonb3mtt(ttteber

1,10 $ftt. einfd)l. «ftorto.

Petri
HM IN MM

Umfang 55 Bogen 880 Seiten.

In Leinen gebunden 4.00 Mk

In hochfeinem Halbfranzband 7,50 Mk.

In Ganzleinenband 6,00 Mk.

Zu beziehen durch die

Verbands Bochhaodlunj Carl tiiM

Berlin 0 27, Direksenstrasse 4.

Vm-Ib* C. Uiebel, Bertin O 27, DirckaenBtraße 4. - Verantwortlich ftJr den Anaeteenteil: H. Zaddach, Berlin
Druck von Alexauder Schlicke 4t Cie., Berlin N 24, KUasser Straße 8«-88.
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